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Begründung
des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze" der Stadt Heiligenhafen

l. Planungsgegenstand

1. 1 Einleitung

1. 1.1 Planungsanlass und Planungserfordernis

Der Bereich der Hafenspitze markiert eine Landzunge, die zwischen dem südlich
gelegenen Kommunalhafen und dem nördlich angrenzenden Jachthafen liegt.
Die derzeit existierende Bebauung ist überwiegend eingeschossig und dient
vorrangig Einrichtungen des Hafens und des Jachthafens. Vorhandene Nutzun-
gen sind u. a. die HafenverwaLtung, die Wasserschutzpolizei sowie Büros von
Charterfirmen. Weiterhin sind einige gastronomische Einrichtungen vorhanden.
Größere FlächenanteiLe im Plangebiet sind als dem Jachthafen zugeordnete
Stellplätze genutzt. Weiterhin i'st'ein Areal mit Rscherhütten vorhanden, wo die
Nebenerwerbs- und Hobbyfischenhre Gerätschaften aufbewahren.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 78 Hafenspitze will die Stadt Hei-
li'genhafen die Bebauungsstruktur auf der Hafenspitze erweitern und den Be-
reich zu einem "Wassersportzentrum" ausbauen. Dies geschieht im Zusammen-
hang mit einer Neuordnung bzw. Neuausrichtung der städtebaulichen
GesamtentwickLung des HafenumfeLdes zu einem touristischen Schwerpunktbe-
reich, die im Rahmen der 27. Änderung des FLächennutzungspLanes bearbeitet
wird.

Mit der 2006 begonnenen Umgestaltung der Jachthafen- und Hafenpromenade
hat die Stadt Heiligenhafen einen wichtigen Beitrag zur Anpassung der touristi-
sehen Infrastruktur an die aktuellen Bedürfnisse der Besucher geleistet. Neben
diesen Maßnahmen in der öffentlichen Infrastruktur sollen nun im Zuge der
Bauleitplanung die baurechtlichen Rahmenbedingungen geschaffen werden, um
das Hafenumfeld im Sinne eines "Wassersportzentrums" ausbauen zu können.

Dabei sollen verschiedene EntwickLungsprojekte das touristische Angebot des
Hafens qualitativ aufwerten. Sie sollen eine stärkere Profih'erung und auch Spe-
zialisierung des Hafens unterstützen. Für die Entwicklung der Stadt ist dabei
von Bedeutung, neben altbekannten auch neue Besuchergruppen anzusprechen
und als Gäste zu gewinnen. Die Planung soll damit auch eine Neuausrichtung
des Tourismus einleiten.

Abgeleitet und eingebettet in das städtebauliche Gesamtkonzept für das Hafen-
umfeld ergibt sich für das PLangebiet folgende Zielstellung:

Im Bereich der Hafenspitze zwischen Jachthafen und Kommunalhafen soll eine
Ausweitung gewerblicher Nutzungen speziell ausgerichtet auf den Maritim-/
Wassersport-Sektor ermöglicht werden. Neben den bereits vorhandenen Büros
der Hafenverwaltung wie auch der Charterfirmen, sollen durch den Bau einer
MaritimhaLLe am Jachthafen AusstelLungs- und Verkaufsflächen für Segelboote
und Zubehör entstehen.



Die Erweiterung des Angebotes an dem Wassersport zugeordneten Gewerbe- und
Verkaufsflächen wird den Jachthafenstandort bereichern und aufwerten. GLeich-

zeitig kann die MaritimhalLe auch die Funktion eines DienstLeistungs- und Ser-
vice-Centers rund um den Bereich Segeln und Wassersport übernehmen, d. h.
hier könnten bspw. auch Schulungen, Fortbildungen oder Sonderveranstaltun-
gen stattfinden.

Für die im Bereich der Hafenspitze vorhandenen Baulichkeiten ist eine Auf-
Stockung auf 2-Geschosse vorgesehen. An der Einfahrt zum Kommunalhafen soll
eine Eckbetonung mit 4 Geschossen ermöglicht werden. Entlang des Kommunal-
hafens wird eine bauliche Kante angestrebt. Als Nutzungen sollen Büros für
Verwaltungen und Charterfirmen, Lager- und Verkaufsräume für maritimen Be-
darf, nicht störende Gewerbebetriebe und Werkstätten im maritimen Sektor,

Betriebswohnungen und dem Wassersportzentrum dienende Räume für Beher-
bergung sowie gastronomische Angebote zugelassen werden.

Im Bereich des bisher unternutzten Areals der Fischerhütten wird unter Hinzu-

ziehen benachbarter Flächen der Standort für ein HoteL am Hafen ausgewi'esen.
Die Lage am KommunaLhafen ist für ein derartiges Vorhaben sehr attraktiv und
zentral. Vorgesehen ist eine 2-geschossige Bebauung in L-Form mit einer turm-
artigen, 4-geschossigen Eckbetonung. Realisieren Lässt sich hier ein Hotel mit
etwa 70 Zimmern, so dass damit das bisher nicht zu bedienende Segment der
Reisegruppen ein Beherbergungsangebot erhält.

Die Hafenspitze als eine Fläche, die bisher ihre touristische Attraktivität vor
allem aus den angrenzenden Häfen bezogen hat, soLL durch die geplanten bauli-
chen Entwicklungen und die neuen Angebote selber zum Anziehungspunkt wer-
den. Dabei wird angestrebt, das Hafenambiente im Ortsbild zu sichern und zu
stärken.

Die Vorhaben können auf Grundlage des bestehenden Planungsrechts nicht um-
gesetzt werden, weshalb die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 78 erforderlich
ist. Die Änderung des FLächennutzungspLans erfolgt im ParaLLelverfahren zum
vorliegenden Bebauungsplanverfahren.

Zusammen mit dem Beschluss über die 27. Änderung des Flächennutzungsplans
hat die Stadtvertretung der Stadt Heih'genhafen in ihrer Sitzung am 29.06.2006
beschlossen, dass für diejenigen Bauvorhaben, die kurzfristig realisiert werden
sollen, Bebauungspläne aufgesteLLt werden können.

1. 1.2 Rechtsgrundlagen

Der Bebauungsplan wird auf der Rechtsgrundlage des Baugesetzbuches (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBL I, S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel l des Gesetzes vom 21. Dezember 2006
(BGBL I S. 3316) sowie nach § 84 Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO
SchL-H. ) vom 22. Januar 2009 (GVOBL SchL-H. S. 6) als Satzung aufgestellt.

Für den Bebauungsplan gilt die Verordnung über die bauliche Nutzung der
Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
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machung vom 23. Januar 1990 (BGBL I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel
3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBL. I, S. 466).

1.1.3 Umweltprüfung

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist eine Umweltprüfung der Bebauungsptan-Aufstellung
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen UmweLtauswi'rkungen
ermittelt, beschrieben und bewertet werden. Der für die Abwägung erforderliche
Umfang und Detailh'erungsgrad der Umwettprüfung wurde im Rahmen der früh-
zeitigen Behördenbeteiligung abgefragt.

Im Rahmen der UmweLtprüfung ist ein Umweltbericht zu erstellen, der die er-
mittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darlegt (§ 2a BauGB).
Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung des Bebauungsplans zu
berücksichtigen und Teil der zusammenfassenden Erklärung gemäß § 6 Abs. 5
BauGB, die der Begründung in der Endfassung beigefügt wird.

Die erheblichen UmweLtauswirkungen, die auf Grund der Durchführung des Be-
bauungsplans eintreten, sind von der Gemeinde nach § 4c BauGB zu überwa-
chen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig
zu ermitteln und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen zu können. Die
gewählte Konzeption der UmweLtüberwachung ist als ein weiterer Baustein der
Ümweltprüfung im Umweltbericht zu beschreiben. Der UmweLtbericht zum Be-
bauungsplan ist Bestandteil der Begründung.

Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege werden in Form des UmweLtberichts aufbereitet und sind in
Form von Festsetzungen oder anderen Regelungen im Bebauungsplan berück-
sichtigt.



1. 1.4 Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich

Das PLangebiet hat eine Größe von ca. 1, 8 ha und Liegt nördlich des Stadtzen-
trums von HeiLigenhafen angrenzend an die Flächen der Ostsee im Zentrum der
Gemarkung, (s. Abb. l). Das PLangebiet umfasst Promenadenwege, bebaute
Flächen, Verkehrsflächen und SteLLpLätze des Jachthafens.

Abbildung l: Lage des Plangebietes in Heiligenhafen

Oitx.

Der Geltungsbereich erstreckt sich ganz oder teilweise über folgende Flurstücke
(s. Abb. 2):

Gemarkung Heiligenhafen, FLur 13, Flurstücke 43/24, 43/28, 43/29, 43/30,
43/31, 43/32, 43/36, 43/39, 43/41, 43/42, 43/43, 43/44, 43/45, 43/58,
43/60, 43/62, 43/68, 43/87, 43/88, 43/93, 43/95, 43/96, 43/97 (voLL-
ständig) sowie,
Gemarkung HeiLigenhafen, FLur 13, Flurstücke 43/37, 43/73, 43/80, 43/86
und 43/94 (teilweise).

und ist wie folgt begrenzt:
im Norden durch die Wasserflächen des Jachthafens,
im Osten und Süden durch die Wasserflächen des Kommunalhafens bis zur

Höhe des Flurstücks 58/43
im Westen verläuft die Grenze des Geltungsbereichs hinter dem ehemaligen
Fahrkartenverkaufsgebäude entlang des Kapitän-WiLLi-Freter-PLatzes nach
Norden bis zurJachthafenpromende.
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Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 78

'^ '

,/
*"^

JxWuftn

1. 1. 5 Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet befindet sich zum Teil im Eigentum der HeiLigenhafener Ver-
kehrsbetriebe (HVB). Andere Grundstücke gehören Privateigentümern.



1. 2 Übergeordnete Planungen und bestehendes Planungsrecht

1.2. 1 Landesraumordnungsplan

Im Landesraumordnungsplan Schleswig-Holstein von 1998 ist die Stadt HeiLi-
genhafen als Unterzentrum im ländlichen Raum in einem Ordnungsraum für
Tourismus und Erholung definiert. Daraus ergeben sich Anforderungen an die
SiedlungsflächenentwickLung der Stadt, die für Einrichtungen von überörtlicher
Bedeutung wie auch für den Tourismus entsprechende Flächen zur Verfügung
stellen muss.

1.2.2 Regionalplan

Der Regi'onalpLan 2004 für den Planungsraum II für SchLeswig-Holstein Ost mit
der kreisfreien Stadt Lübeck und dem Kreis Osthplstein hebt die Bedeutung von
HeiLigenhafen als bedeutendes Zentrum des Fremdenverkehrs an der Ostsee
hervor, das es zu erhalten und zu stärken gilt. Die Fortentwicklung des Touris-
mus ist in Zukunft von vorrangiger Bedeutung. Dabei soll der Tourismus vor
allem durch Verbesserung der Qualität und Struktur vorhandener Einrichtungen
gestärkt werden. Der Aufbau neuer touristischer Angebote soll im Bereich des
höherwertigen Unterkunftsangebotes gefördert werden.

1.2.3 Flächennutzungsplan

Für die Stadt Hei'Ligenhafen gilt der im Jahre 1967 rechtswirksam gewordene
FLächennutzungsplan, zu dem zwischenzeitlich verschiedene Änderungen erstellt
worden sind. Für den Planbereich der Hafenspitze gilt der Planungsstand der
11. Änderung des FLächennutzungspLans (Gesamtüberarbeitung), der 1995 ge-
nehmi'gt wurde.

Danach werden im Planungsbereich gemäß § 5 Abs. 2 Nr. l BauGB derzeit Son-
derbauflächen mit den Zweckbestimmungen "Sportboothafen" und "Hafen" aus-
gewiesen. Teile der Sonderbaufläche "Hafen" sind mit dem Symbol Parkplatz
belegt. Im südlichen Teil der Hafenspi tze, entlang des Kommunalhafens werden

zwei Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Öffentliche Ver-
waLtung: Hafenamt" und "Öffentliche Verwaltung: WasserpoLizei" ausgegrenzt.
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Abbildung 3: Planauszug der 11. Änderung des FNP

Für den FlächennutzungspLan wird derzeit die 27. Änderung durchgeführt, die
auch den Bereich Hafenspitze umfasst, und die Anpassung der FLächennut-
zungsausweisungen für die Sondergebiete Wassersportzentrum, Sportboothafen
und'Hotel an das verfolgte städtebauliche Konzept vornimmt (vgl. Abb. 4).

Abbildung 4: Planauszug der 27. Änderung des FNP (im Verfahren)
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1. 2.4 Rechtskräftiger Bebauungsplan

Für den Planungsbereich Liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor.

1.2. 5 Bestand nach Realsituation

Das Plangebi'et ist heute bereits teils durch Bebauung, vor allem aber stark
durch Versiegelung gekennzeichnet. Die Grundstücksausnutzung zeigt die foL-
gende Tabelle l.



Tabelle l: Flächenbilanz B-Plan 78, (BESTAND nach Realsituation)

Fläche in qm Fläche in % desBESTAND Flächennutzung
(nach Realsituation)
S01 Wassersportzentrum, gesamt

Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

S02 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

503 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

S04 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

S05 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

506 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

S07 Hotel, gesamt
Bebaute Flächen

Versiegelte Flächen
Unversiegelte Flächen

SO Sportboothafen
SO Hafen
Verkehrsfläche

Summe BESTAND Ptangebiet

2.950

925

1. 110

220

885

1. 150

3. 445

2. 035
2. 600
2.450

17. 770

0

1.920
1.030

490
435

0

330
490
290

65
85
70

400
385
100

360
655
135

1. 180
1.905

360

Plangebietes
16, 6 %

0%
10,8 %

5,8 %
5, 2 %

6, 2 %

1, 2 %

5, 0 %

6, 5 %

19,4 %

2,8 %
2,4 %

0%

1,8 %
2, 8 %
1, 6 %

0,4 %
0,4 %
0,4 %

2, 2 %
2, 2 %
0,6 %

2, 0 %
3, 7 %
0,8 %

6, 6 %
10,7 %
2.0 %

11,5 %
14, 6 %
13,8 %
100 %

Danach sind heute 2.825 qm (15, 9 %) bebaut und 12.960 qm (72, 9 %) in Form
von Straßen, Stellplätzen, Promenadenwegen und LagerfLächen versiegelt. Dies
sind zusammen 15.785 qm oder 88,8 % des Geltungsbereiches. Lediglich
1. 985 qm (11, 2 %) des Plangebietes sind Vegetationsf lachen.
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1.3 Fachliche Vorgaben

1.3.1 Europäisches Schutzgebietssystem NATURA 2000

SAG "Meeres ebiet der östlichen Kieler Bucht" DE 1631- 392
Das besondere ErhaLtungsgebiet (SAG) "Meeresgebiet der östlichen Kieler Bucht"
(Gebiets-Nr. : DE 1631- 392), mit einer Fläche von 62. 110 ha, umfasst die Was-
serflächen der Ostsee vor dem Stein- und Graswarder. Das Gebiet dient dem
Schutz von Sandbänken mit nur schwacher ständiger Uberspütung durch Meer-
wasser, flachen großen Meeresarmen und -buchten (Flachwasserzonen und See-
graswiesen), Riffen und des Schweinswals.

SAG "KüstenLandschaftNordseitederWa rischen HaLbinseL" DE 1631-393
Das besondere ErhaLtungsgebiet (SAG) "KüstenLandschaft Nordsei'te der Wagri-
sehen Halbinsel" (Gebiets-Nr. : DE 1631-393), mit einer Gesamtfläche von
315 ha, umfasst im Bereich des Steinwarders den Strand und die Dünen zwi-
sehen der Wasserkante und dem Weg der Strandpromenade. Der Graswarder Liegt
vollständig in diesem Gebiet. ErhaLtungsgegenstand sind u. a. Primär-, Weiß-
und Graudünen, einjährige SpüLsäume und mehrjährige Vegetation der Kies-
strande, Strandseen und Quellerwatt. Als zu schützende Arten werden die Rot-
bauchunke und die Zauneidechse genannt.

SPA "Östliche Kieler Bucht" DE 1530-491
Das europäische VogeLschutzgebiet (SPA) "ÖstLiche Kieler Bucht" (Gebiets-Nr.:
DE 1530-491), das eine Fläche von 74. 690 ha einnimmt, umfasst u. a. die Was-
serfLächen der Ostsee vor dem Stein- und Graswarder, sowie die Landflächen des
Graswarders. Ausgenommen ist ein Badestreifen von etwa 50-100 m Breite par-
aLlel zur Uferli'm'e der Ostsee. Das Gebiet dient als möglichst störungsfreies
Rast- und Überwinterungsgebiet für zahlreiche Entenarten, als günstiger Nah-
rungsraum für Brut- und Rastvögel sowie als BrutLebensraum für Küsten-, Wie-
sen- und RöhrichtvögeL

Gemäß Artikel 6 der FFH-Richttim'e, gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und gemäß § 25 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) erfordern
Projekte, die ein derartig ausgewiesenes Gebiet tangieren können, eine Prüfung
der'Verträglichkeit mit den für dieses Gebiet festgelegten ErhaltungszieLen.

Diese Verträgtichkeitsprüfung wurde auf der Ebene der FlächennutzungspLanung
durchgeführt. Für die Planung im Bereich B-PLan "Hafenspitze" wurde festge-
stellt, "dass Beeinträchtigungen der oben genannten FFH-Gebiete und des euro-
päischen VogeLschutzgebiets selbst oder ihrer maßgeblichen Bestandteile durch
das geplante Vorhaben von vornherein generell ausgeschlossen werden können.

1. 3. 2 Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesete
und nach § 21 Landesnaturschutzgesetz

Gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und § 21 Landesnaturschutz-
gesetz Schleswig-HoLstein (LNatschG) sind bestimmte Biotope unter besonderen
Schutz gestellt und dürfen nicht zerstört oder erheblich beeinträchtigt werden.
Dazu gehören u. a. Küstendünen, StrandwäLle, Strandseen, Salzwi'esen und Watt-
flächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und sonstige marine Makrophytenbe-
stände, subLitorate Sandbänke oder artenreiche Kies-, Grobsand- und SchHL-



gründe im Meeres- und Küstenbereich, natürliche und naturnahe Bereiche flie-
ßender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazu-
gehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation.

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 78 liegen keine gesetz-
Lich geschützten Biotope.

1.3. 3 Baumschutz

Die Stadt Heiligenhafen besitzt eine städtische Baumschutzsatzung (Satzung
vom 18. August 1992, zuletzt geändert am 07. Juli 2009). Danach sind alle
Bäume innerhalb des in der Satzung definierten Innenbereichs der Gemeinde
mit einem Stammumfang von 65 cm und mehr geschützt. Für das Beseitigen
geschützter Bäume ist ein Ausgleich durch Ersatzbaumpflanzungen der Mi'ndest-
pflanzquali'tät 20 cm Stammumfang in l m Höhe zu berücksichtigen. Die Anzahl
ist abhängig vom Stammumfang des zu entfernenden Baumes. Der Ausgleich ist
im Rahmen des Bauantragsverfahrens zu ermitteln.

1.3.4 Wasserschutzgebiete

Im PLanänderungsbereich sind keine Wasserschutzgebiete ausgewiesen, die bei
der Siedlungsentwicklung zu beachten wären.

1.3. 5 Uberschwemmungsgefährdetes Gebiet

Laut Schreiben des Landesbetriebs für Küstenschutz, Nationalpark und Meeres-
schütz SchLeswig-HoLstein, Betriebsstätte Kiel vom 08. 01. 2008 sind Gebiete
unterhalb von +3,50 m NHN, die im EinfLussbereich der Ostsee Liegen, hochwas-
sergefährdet und als potentieLLe Überschwemmungsgebiete kenntLich zu ma-
chen.

Aufgrund des vorhandenen Getändeniveaus zwischen etwa +1,20 m NHN und
+2,50 m NHN Liegen das PLangebiet und damit die vorhandenen Gebäude, die
geplanten Einrichtungen mit der Zweckbestimmung "Wassersportzentrum" sowie
das geplante Hotel im hochwassergefährdeten Bereich unterhalb der Höhenlinie
von +3, 50 m NHN (Bemessungswasserstand ohne WeLLenLauf für Landesschutz-
deiche). Bei Hochwasserereigm'ssen ist daher nicht auszuschLießen, dass die
Gebäude überflutet und durch WeLLenschLag beschädigt werden können. Das
PLangebiet wird dementsprechend nachrichtLich gekennzeichnet.

Den Hochwasserschutz regeln die §§ 72 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG).
Gemäß § 78 Abs. 2 WHG kann in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die
Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zugelassen werden, wenn das neu
auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt, eine
Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu
erwarten sind, der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht
nachteilig beeinflusst werden, die Belange der Hochwasservorsorge beachtet
sind und die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei einem Bemessungs-
hochwasser keine baulichen Schäden zu erwarten sind.
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Bei der Festsetzung von Baugebieten in den überschwemmungsgefährdeten
Gebieten ist der Hochwasserschutz durch bauliche und sonstige Vorkehrungen
auf der Ebene der VorhabenspLanung und im Bauantrag zu präzisieren. Der Lan-
desbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz empfiehlt, der
Gefahr durch Küstenhochwasser insbesondere durch folgende Regelungen Rech-
nung zu tragen:

Gründungen sollten erosi'onssi'cher gegen UnterspüLung ausgebildet wer-
den.

Die Oberkanten von Erdgeschossfußböden sollten nicht unterhalb von
NHN +3,50 m angelegt werden, um sicher zu stellen, dass Räume zum
dauernden Aufenthalt von Personen nur oberhalb von NHN +3,50 m lie-
gen. Damit können die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölke-
rung nach § l BauGB erfüllt werden. In diesem Sinne sollte auch eine
Nutzung von Keltern, soweit unterhalb von +3, 50 m NHN liegend, ausge-
schlössen werden.

Die rechtzeitige zentrale Alarmi'erung und Evakuierung der gefährdeten
Bewohner und Gäste sollte jederzeit durch organisatorische und techni-
sehe Vorsorge-Maßnahmen seitens der Gemeinde und Dritter sicherge-
stellt werden. Die Verfügbarkeit und der Einsatz von Geräten zur Räumung
von Gefahrenzonen und gefährlichen oder gefährdeten Gütern sollte ent-
sprechende Berücksichtigung finden.

Zum GefährdungsausgLeich bei Unterschreitung der Höhe von NHN +3, 50 m
werden beispielhaft folgende Regelungen im Rahmen der Bauantragsverfahren
vorgeschlagen:

Entsprechende Vorgaben für Socket, - Brustungs- oder Schwellenhöhen,
Lüftungseinrichtungen, Lichtschächte etc.

Besondere Sicherungsmaßnahmen oder ein Verbot der Lagerung wasser-
gefährdender Stoffe (Brennstoffe, ChemikaLien, FäkaLien etc. ).

Vorkehrungen zur Sicherung gegen Auftrieb bei LagerbehäLtern, Bauwer-
ken etc. oder Möglichkeiten zur FLutung.

Besondere Sicherungsmaßnahmen oder Ausschluss von HaustechnikanLa-
gen und Hausanschlüssen.

Einrichtungen gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsanlagen.

Anordnung von Massivbauweisen und Ringankern.

Vorkehrungen für Abwehrmaßnahmen (Abschotten von Tiefgaragen, Ei'n-
gangen, Kellern oder anderen tiefer liegenden Bereichen durch mobile
Hochwasserschutzwände, DammbaLken, Sandsäcke etc. ).

Ausweisung von Fluchtwegen, Fluchträumen oder höher gelegenen Sam-
melpLätzen auf mindestens N H N +3, 00 m.
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Vorkehrungen gegen Wellenschlag, Eisgang und Unterspülung insbeson-
dere bei Glasfassaden etc.

Errichtung von Gebäuden auf Warfen.

Es wird der Hinweis gegeben, dass in Fällen der UberfLutung gegenüber dem
Land Schleswig-Holstein keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht wer-
den können. Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-Holstei'n zum Schutz der
Küste und zum Hochwasserschutz besteht nicht. Bei Ausweisung von Baugebie-
ten in gefährdeten Gebieten bestehen gegenüber dem Land keine Ansprüche auf
Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutzmaßnahmen.

Die oben beispielhaft beschriebenen Maßnahmen zum Sach- und Personen-
schütz gegenüber Überschwemmungen sind durch den Bauherren zu berücksich-
tigen und sicherzustellen. Eine Prüfung im Bauantragsverfahren wird nach Bau-
ordnungsrecht nur für Sonderbauten (hier Hotel) erfolgen. Alte weiteren
Vorhaben werden im vereinfachten Verfahren bzw. Genehmigungsfreistetlungs-
verfahren gem. Landesbauordnung (LBO) zu beurteilen sein. Für die Hochwas-
serschutzsicherung verantwortlich ist der jeweilige Bauherr.

1.3.6 Gewässerschutzstreifen nach §
§ 35 Landesnaturschutzgesetz

61 Bundesnaturschutzgesetz und

Nach § 61 Abs. l Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dürfen im Außenbereich
an Bundeswasserstraßen und Gewässern erster Ordnung sowie an stehenden
Gewässern mit einer Größe von mehr als l Hektar im Abstand bis 50 Meter von

der Uferli'm'e keine baulichen Anlagen errichtet oder wesentlich geändert wer-
den. An den Küstengewässern ist abweichend ein Abstand von mindestens 150
Metern von der Mittelwasserlini'e an der Ostsee einzuhalten. Weiter gehende
Vorschriften der Länder bleiben unberührt.

Für das Land SchLeswig-Holstein regelt § 35 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG) abweichend von § 61 BNatSchG, für welche Errichtung oder Ande-
rung baulicher Anlagen an Gewässern ein Gewässerschutzstreifen einzuhaLten
ist.

Nach § 35 Abs. 2 LNatschG dürfen im Außenbereich an Gewässern erster Ord-
nung sowie Seen und Teichen mit einer Größe von einem Hektar und mehr bau-
Liche Anlagen in einem Abstand von 50 m Landwärts von der Uferlinie nicht
errichtet oder wesentlich erweitert werden. An den Küsten ist abweichend von
Satz l ein Abstand von mindestens 100 m Landwärts von der KüstenLinie einzu-
halten. Bei" Steilufern bemessen sich die Abstände landwärts von der oberen
Böschungskante des Steilufers.

Da das PLangebiet des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze" nicht im Außenbe-
reich Liegt, ist kein Gewässerschutzstreifen zu beachten bzw. nachrichtli'ch zu
übernehmen.
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1.4 Städtebauliche Situationsanalyse

1.4. 1 Historische Entwicklung

Im Jahr 1803 richtet die dänische Regierung eine Fährverbi'ndung zwischen
Heüigenhafen und Nystedt ein - ein Vorläufer der Vogelfluglinie. In mehreren
Stufen erfolgt der Ausbau des Hafens.

Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts war der Graswarder nur über eine Holzbrücke
von der Hafenmole aus erreichbar.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts stand der Zusammenschluss von Steinwarder
und Graswarder bevor. Dieser wurde jedoch künstlich hinausgezögert, um die
Öffnung zwischen den Wardern weiter als Hafeneinfahrt, die sogenannte Fi-
schem'nne, nutzen zu können (vgl. Abb. 5).

Abbildung 5: Topografische Situation Heiligenhafens um 1950

tna»tf
f

. l

Um 1970 erfolgte die AufspüLung der Fischerrinne, die vorher bereits auf natür-
liche Art geschlossen worden war. Parallel wurde der Straßendamm von der
Stadt Hei'Ligenhafen zum Steinwarder hergestellt und der Jachthafen ausgebaut.
Der Binnensee wurde durch die Aufspülung im Bereich der Fischem'nne und die
Errichtung des Straßendamms beidseitig von der freien Ostsee abgeschnürt.

Der Hafen war bis dahin durch eine kleine Landzunge umfasst worden. Mit den
AufspüLungsmaßnahmen im Bereich des Binnensees um 1970 gewann diese
Landzunge an Fläche. Vor allem am nördlichen Rand zum neuen Jachthafen hin
entstanden neue Landflächen. Eine neue, mittig Liegende Erschließungsstraße,
die Straße Am Jachthafen, wurde hergestellt und die ursprüngliche Erschtie-
ßung, der Weg entlang des Hafenbeckens, als Hafenpromenade genutzt.
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Der Bau des Straßendamms zum Steinwarder schaffte eine neue befahrbare Ver-
bindung zu den vorgelagerten Wardern.

Die bauliche Nutzung auf der Landzunge konzentrierte sich in der Vergangen-
heit auf Einrichtungen des Jachthafens und des Hafens wie den Jachtclub mit
Gastronomie, ein Hafenmeistergebäude und ein Sanitärgebäude, weiterhin ein
ZoLLabfertigungsgebäude der ehemals betriebenen Butterschiffe, Gebäude für
HafenverwaLtung, Wasserschutzpolizei und Charterfirmen sowie dem Jachthafen
zugeordnete Stellplätze und Parkplätze.

Mit der 2006 bis 2008 durchgeführten Umgestaltung der Jachthafen- und Ha-
fenpromenade leistet die Stadt Heiligenhafen einen wichtigen Beitrag zur An-
passung der touristischen Infrastruktur an die aktuellen Bedürfnisse der Besu-
eher.

1.4. 2 Nutzungs-, Bau- und Freiraumstruktur

Nördlich der Straße Am Jachthafen stehen nur vereinzelte eingeschossige Ge-
bäude die Jachthafenpromenade, bspw. das Clubhaus des JachtcLubs (mit Ga-
stronomie), das Samtärgebäude l des Jachthafens und die ehemalige Zollabfer-
tigung der Butterschiffe. Dazwischen befinden sich verschiedene
SteLLpLatzflächen. Dieser Bereich ist baulich derzeit nicht eindeutig definiert.

Südlich der Straße Am Jachthafen entlang des Kommunalhafens befindet sich
eine Reihe ein- und zweigeschossiger Gebäude mit Nutzungen durch Charterfir-
men, HafenverwaLtung, WasserschutzpoL-izei, ZoLL und Gastronomie. Vor allem
der Standort der Fischerhütten fällt aus dieser städtebaulichen Situation durch
seinen ungeordneten Charakter heraus. Westlich der Fischerhütten, zwischen
den Straßen Am Jachthafen und Am Strande, liegt parallel zum ehemaligen
Fahrkartenverkaufsgebäude der Kapitän-Willi-Freter-Platz, der für Festveranstal-
tungen genutzt wird. Im Anschluss folgt westlich ein großer Parkplatz.

Das Hafenumfeld weist derzeit keine Raumbildung, Gestaltung und Ausstattung
auf, die seiner Lagegunst entspricht, so dass Urlauberpotenzi'ale nicht entspre-
chend aktiviert werden können.

Den Bestand zeigt die folgende Abbildung 6.
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Abbildung 6: Bestandssituation im Bereich des B-Plans Nr. 78
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1.4.3 Verkehr

Die Erschließung des Gebietes erfolgt über die vorhandene öffentliche Straße
"Am Jachthafen".

1.4.4 Technische Infrastruktur

Die vorhandenen Gebäude und Anlagen im PLangebi'et sind an die Strom- und
Wasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung angeschlossen.

Die Regenwasserentsorgung erfolgt überwiegend über SammeLschächte, die über
ein RegenwasserkanaLnetzin die umliegenden Wasserflächen des Jachthafens,
KommunaLhafens und Binnensees abgeleitet werden. Stellenweise sind evtl.
auch noch Versickerungsschächte vorhanden. Der Anteil, der über Vegetata'ons-
flächen oberflächlich versickert ist sehr gering.

Es ist davon auszugeben, dass aufgrund der geringen topografischen Höhe des
Plangebietes das Grundwasser nah unter der Geländeoberkante anzutreffen ist.

Aufgrund des bereits im Bestand sehr hohen Versi'egelungsgrades ist eine Ver-
sickerung über Vegetationsflächen oder andere Versickerungssysteme nicht zu
empfehlen.

Entlang der Promenaden am Jacht- und KommunaLhafen sowie entlang der
Straße Am Jachthafen ist eine Beleuchtung installiert.
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1. 4. 5 Geräuschsituation

Das Plangebiet ist von verschiedenen Nutzungen umgeben, die Geräuschemis-
sionen verursachen und deren Auswirkungen im Hinblick auf die geplanten
schutzbedürftigen Nutzungen wie u. a. das Hotel durch eine "Schalltechm'sche
Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 78 "Hafenspitze" in Heiligenhafen" durch
das Gutachterbüro LÄRMKONTOR (2009) betrachtet wurden. Das Gutachten trifft
folgende Aussagen:

Geräuschauswirkungen durch den Jachthafen
In der nördlich an die "Hafenspitze" angrenzenden Bucht befinden sich ca.
1. 000 Liegeplätze für Segelboote und Jachten, die sich auf insgesamt 14 Stege
verteilen. Durch die Nutzung des Jachthafens entstehen im Wesentlichen reLe-
vante Geräusche durch das Ein- und Ausfahren der Schiffe unter Motor aLs auch
durch das Klappern der Fallen der an den Liegeplätzen liegenden Segelboote.
Weiterhin gehören zum Jachthafenbetrieb SteLLpLätze für Pkw. Fahrbewegungen
aus An- und Abfahrten verursachen hier weitere Geräuschemissionen.

Die Berechnungen zeigen, dass die Hauptbelastung durch das Klappern von
Fallen bei Wind gegeben ist. Sowohl das Ein- und Ausfahren der Jachten unter
Motor als auch der Parkplatz spielen eher untergeordnete Rollen. Absehbar ist
eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte der Freizeitlärm-RichtLim'e
Schleswi'g-Holstein von 55 dB(A) an Sonntagen und von 45 dB(A) nachts an
den nördlichen Fassadenseiten der geplanten Bebauung.

Geräuschauswirkungen durch Veranstaltungen
Rund um den Hafen finden jährlich mehrere Veranstaltungen statt.

Hafenfest
Eine HauptveranstattungsfLäche ist dabei der Bereich zwischen FischhaLLe und
SiLogebäuden südlich des Hafenbeckens, wo über 10 Tage das Hafenfest mit
einer offenen Bühne für Musikaufführungen sowie mehreren Verkaufsbuden
stattfindet. Laut Angaben des Veranstalters kommen insgesamt rund 100. 000
Besucher zu diesem mehrtägigen Ereignis.

Die für die Beurteilung der Geräuschauswirkungen durch das Hafenfest kriti-
sehen Zeiträume sind nach den Berechnungen des Gutachtens die Ruhezeiten
werktags bzw. sonntags sowie der Nachtzeitraum. Durch das Hafenfest entste-
hen an den dem Hafenbecken zugewandten Fassadenseiten innerhalb der Ruhe-
zeiten und im Nachtzeitraum Beurtei'Lungspegel, welche die maßgeblichen Im-
missionsrichtwerte der Freizeitlärm-RichtLinie Sc h Leswi g-Holstein von 55 dB(A)
in Ruhezeiten bzw. an Sonntagen bzw. von 45 dB(A) nachts überschreiten.

Ka itän-Willi-Freter-PLatz
Unmittelbar westlich des Ptangebietes Liegt der Kapitän-WiLLi-Freter-PLatz, auf
dem zur Zeit im Jahr diverse Veranstaltung mit maximal bis zu 3. 000 Besuchern
stattfinden. In der Regel wird auf dem PLatz ein Zeit aufgebaut, in dem es aku-
stisch verstärkte Musikdarbietungen gibt. Vor dem Zeit werden einige Buden
aufgebaut.

Die für die Beurteilung der Geräuschauswirkungen durch ZeltveranstaLtungen auf
dem Kapitän-Willi-Freier-Platz kritischen Zeiträume sind laut Gutachten wieder-
um die Ruhezeiten werktags bzw. sonntags sowie der Nachtzeitraum. Durch eine
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Veranstaltung mit Musik in einem Großzelt entstehen an der dem Platz zuge-
wandten Fassadenseite des geplanten Hotels innerhalb der Ruhezeiten sowie
nachts Beurteilungspegel, welche die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der
FreizeitLärm-Ri'chtLim'e von 55 dB(A) bzw. 45 dB(A) überschreiten.

Geräuschauswirkungen durch Gewerbelärm
Weitere Geräuschemissionen in das PLangebiet hinein resultieren aus dem süd-
lich der "Hafenspi'tze" gelegenen, im FlächennutzungspLan als Sondergebiet
(SO) ausgewiesene Hafenbereich mit seiner gewerblichen Nutzung. Prägende
Gewerbenutzung ist einerseits die Fischerei mit der FischhaLLe und dem Fischan-
Leger im westlichen Bereich des Hafenbeckens. Andererseits liegen am östlichen
Kaiende des Hafenbeckens Getreidesilos mit dem dazugehörigen Frachtanleger
zur Abholung des Getreides. Die Hafenordnung regelt durch Auflagen und Nut-
zungszeiten vor allem das Be- und Entladen von Schiffen, so dass im Nachtzeit-
räum keine wesentliche gewerbliche Nutzung im Hafen stattfindet. Damit wird
auch dem Schutzbedürfnis der heute bereits vorhandenen Wohnnutzung im
westlich an das Hafengebiet angrenzenden Mischgebiet Rechnung getragen.

Das Hafenbecken des Kommunalhafens wird neben den die Fischhalle bzw. das
Getreidesilo ansteuernden Fischerei- bzw. Frachtschiffen von verschiedenen
anderen Gewerbebetreibenden genutzt. Dazu gehören weitere Kleinfischer (Ne-
benerwerbsfischer), Ausflugsschiffe aber auch Schiffe der WasserschutzpoLizei.
Schiffe der Bundeswehr verkehren außerdem an der Ostmole.

Die Berechnungsergebnisse der Geräuschauswi'rkungen durch die gewerblichen
Nutzungen im KommunaLhafen zeigen, dass innerhalb des Tagzeitraumes durch
die gewerblichen Nutzungen im Hafen und durch den Schiffsverkehr an allen
untersuchten Immissionsorten im PLangebiet der maßgebliche Immissionsricht-
wert der TA Lärm von 60 dB(A) deutlich unterschritten wird.

Im Nachtzei'traum kann es jedoch an den geplanten Gebäuden entlang der
KLeinfischerbrücke zu geringfügigen Überschreitungen des maßgelbLichen Im-
missionsrichtwertes der TA Lärm von 45 dB(A) um bis zu l dB(A) kommen.
Hauptverursacher dieser Überschreitung ist das nächtliche Rausfahren der Klein-
fischer. Allerdings ist im Berechnungsmodell unterstellt, dass alle fünf ange-
setzten Kleinfischerboote innerhalb der gleichen lautesten Nachtstunde raus-
fahren.

Durch die gewerblichen Nutzungen in der Sondergebietesfläche "Hafen sind
weder im Tagzeitraum noch im Nachtzeitraum schalLtechnische Konflikte an den
geplanten Gebäuden zu erwarten.

Geräuschauswirkungen durch den öffentlichen Verkehr
Auf die Flächen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 78 wirkt die süd-
lich verlaufende Kreisstraße K2 (Kiekut/Am Strande) und die auf den vorgela-
gerten Warder führende Straße Steinwarder ein. Außerdem befinden sich am
südlichen Ende der Straße Steinwerder, d. h. westlich vom Plangebiet, zwei gro-
ße Parkplätze.

Die Berechnungsergebnisse der Geräuschauswirkungen durch den Straßenver-
kehr und die Nutzung der Parkplätze zeigen, dass durch die Verkehrsgeräusche
weder im Tagzeitraum noch im Nachtzeitraum BeurteilungspegeL an den unter-
suchten Immissionsorten im PLangebi'et entstehen, die den maßgebliche Immis-
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sionsgrenzwert der 16. BImSchV von 64 dB(A) tags bzw. 54 dB(A) nachts über-
schreiten. Auch die Orientierungswerte der DIN 18005 von 60 dB(A) tags und
50 dB(A) nachts werden an allen Immissionsorten eingehalten.
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2. Planinhalt und Abwägung

2. 1 Planungsziele und städtebauliches Konzept

Ziel des Bebauungsplans ist es, im Bereich der Hafenspitze zwischen Jachthafen
und Kommunalhafen eine Ausweitung gewerblicher Nutzungen spezielL ausge-
richtet auf den Maritim-/ Wassersport-Sektor zu ermöglichen. Neben den bereits
vorhandenen Büros der Hafenverwaltung wie auch der Charterfirmen, sollen
durch den Bau einer Maritimhalle am Jachthafen AusstelLungs- und Verkaufsflä-
chen für Segelboote und Zubehör entstehen. Für die Halle wird ein Baukörper
mit mindestens 700 qm Grundfläche und einer Raumhöhe für die Ausstellung
von Segeljachten von mindestens 7, 50 m, zuzüglich eines gewissen Spielraums
für Beleuchtungsanlagen oder DachunterkonstruktionsteiLe besser von 10 m
benötigt. Die Erweiterung des Angebotes an dem Wassersport zugeordneten
Gewerbe- und Verkaufsflächen wird den Jachthafenstandort bereichern und
aufwerten. Gleichzeitig kann die Maritimhalle auch die Funktion eines DienstLei-
stungs- und Service-Centers rund um den Bereich Segeln und Wassersport über-
nehmen, d.h. hier könnten bspw. auch Schulungen und Fortbildungen stattfin-
den.

Für die im Bereich der Hafenspi 'tze vorhandenen Baulichkeiten ist eine Auf-

Stockung auf 2-Geschosse vorgesehen. An der Einfahrt zum Kommunalhafen soLL
eine turmartige Eckbetonung mit 4 Geschossen ermöglicht werden. Entlang des
Kommunalhafens wird eine bauliche Kante angestrebt. Als Nutzungen sollen
Büros für Verwaltungen und Charterfi'rmen, Lager- und Verkaufsräume für mari-
timen Bedarf, nicht störende Gewerbebetriebe und Werkstätten im maritimen
Sektor, Betriebswohnungen und dem Wassersportzentrum dienende Räume für
Beherbergung sowie gastronomische Angebote zugelassen werden.

Im Bereich des bisher unternutzten Areals der Fischerhütten wird unter Hinzu-
ziehen benachbarter Flächen der Standort für ein Hotel am Hafen ausgewiesen.
Die Lage am Kommunalhafen ist für ein derartiges Vorhaben sehr attraktiv und
zentral. Vorgesehen ist eine 2-geschossige Bebauung in L-Form mit einer turm-
artigen, 4-geschossigen Eckbetonung. Realisieren Lässt sich hier ein Hotel mit
etwa 70 Zimmern, so dass damit das bisher nicht zu bedienende Segment der
Reisegruppen ein Beherbergungsangebot erhält.

Die Hafenspitze als eine Fläche, die bisher ihre touristische Attraktivität vor
allem aus den angrenzenden Häfen bezogen hat, soll durch die geplanten bauli-
chen EntwickLungen und die neuen Angebote selber zum Anziehungspunkt wer-
den. Dabei wird angestrebt, das Hafenambiente im OrtsbiLd zu sichern und zu
stärken.

Die Analyse zu fehlenden Angeboten im Hotelbereich in HeiLigenhafen und die
Notwendigkeit der Entwicklung neuer, qualitativ hochwertiger HoteLangebote
sowie deren Bedeutung für die Stärkung des Tourismus in Heiligenhafen, die
Gewinnung neuer Gästegruppen und damit eine zukunftsfähige wirtschaftliche
Entwicklung der Stadt wird im Erläuterungsteil zur 27. Änderung des Flächen-
nutzungsplans ausführlich dargelegt. Im folgenden Kapitel werden hierzu die
wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst.

Die folgende Abbildung zeigt das geplante städtebauliche Konzept.
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Abbildung 7: Städtebauliches Konzept im Bereich des B-Plans Nr. 78
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Der Bebauungsplan verfolgt den Zweck, für seinen Geltungsbereich die rechts-
verbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche Weiterentwicklung zu schaf-
fen, um auf dieser Grundlage die Nutzung und Bebauung der Grundstücke, die
Gestaltung der Baulichkeiten und der Freiflächen sowie die Umsetzung von
notwendigen Kompensationsmaßnahmen zum Ausgleich der zu erwartenden
Eingriffe in Natur und Landschaft zu regeln.

2. 2 Beherbergungskapazitäten

In der 27. Änderung des Flächennutzungsplans, die parallel zum Bebauungsplan
Nr. 78 durchgeführt wird, werden ausführlich die Daten zur touristischen Beher-
bergungssituation in HeiLigenhafen analysiert.

Danach machen Hotelkapazi'täten bislang mit lediglich elf Hotelbetrieben und
ca. 7, 1 Prozent der Betten nur einen geringen Anteil an der Gesamtzahl aller in
Heiligenhafen zur Verfügung stehenden Ferienunterkünfte aus. Die Auslastung
der Hotels lag im Jahr 2006 bei lediglich 14, 2 Prozent. Zum Vergleich betrug
die Auslastung der Hotels an der Ostsee in SchLeswig-Holstein durchschnittlich
41, 3 %.

HeiLigenhafen weist dabei nur ein geringes Angebot an klassifizierten HoteLbe-
trieben auf. Lediglich zwei der elf HoteLbetriebe in Heili'genhafen sind entspre-
chend der KLassifizierung des DEHOGA mit jeweils drei Sternen (Quelle: Deut-
scher Hotel- und Gaststättenverband e. V. www. hotelsterne. de) ausgezeichnet
und dem mittleren Angebotssegment zuzuordnen. Ktassifizierte HoteLbetriebe
im höherwertigen Segment (ab Vi'er-Sterne) fehlen.
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Im Bereich der HotelLerie, insbesondere im Segment der gehobeneren Hotetlerie
besteht dementsprechend in HeiLigenhafen ein großes Defizit beim Angebot.

Die gelisteten HoteLbetriebe sind in erster Linie kleine, famiLiengeführte HoteL-
betnebe mit max. 50 Betten. Diese Betriebe sind nicht gruppenfähig und
schwer über Reiseveranstalter zu vermarkten. Dies hat sich in der Vergangenheit
bereits als Nachteil erwiesen, weil die Unterbringungsmöglichkeit von Gruppen
dadurch äußerst beschränkt ist und Anfragen i.d. R. negativ beschieden werden
mussten.

Die beiden einzigen, größeren Betriebe sind das StrandhoteL, ein Apartmentho-
tel mit 76 Apartments und ca. 300 Zimmern und das Hotel Gremersdorf mit 120
Betten, das allerdings bereits einige Kilometer außerhalb liegt. Auch im nähe-
ren Umfeld von Heiligenhafen gibt es keine größeren Hotels im gehobeneren
Bereich. Derartige Angebote finden sich erst wieder auf der Insel Fehmarn.

Der Hotelbereich ist damit sowohl quantitativ als auch qualitativ ausbaufähig,
um mittet- bis Langfristig neue Zielgruppen für Hei'ligenhafen zu gewinnen.

Diese Aussagen wurde im August 2008 durch eine Untersuchung und Beurtei-
Lung der in Heiligenhafen geplanten Beherbergungskapazitäten durch die IFT
FREI'ZEIT UND TOURISMUSBERATUNG weiter untersetzt. Die Bewertung der MarktanaLy-
se kommt hier zu folgenden Ergebnissen:

Der Hotetmarkt ist gekennzeichnet durch einen starken Wettbewerbsdruck. Wäh-
rend in den vergangenen Jahren vor allem an der Ostseeküste Mecklenburg Vor-
pommerns moderne Hotels entstanden, wurden an der Ostseeküste Schleswig-
Holstein kaum neue HoteLs gebaut. Zusätzlich unterließen viele Hoteliers in
SchLeswig-HoLstein notwendige Modernisierungsmaßnahmen. Durch die konse-
quente Umsetzung des Landestourismuskonzeptes Schleswig-Holstein s von
2006, das unter anderem ein Ansiedlungsmanagement für Hotels beinhaltet,
wird mit einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Landes in den nächsten 3
bis 5 Jahren gerechnet.

Folgende Trends prägen im Wesentlichen den Hotetmarkt:
Das Anspruchsniveau der Gäste steigt aufgrund umfassender Reiseerfahrun-
gen. Nach einer Studie von TNS Infratest und Expedia. de steigen 48 % der
deutschen Urlauber bereits in 4- und 5-Sterne-Hotels ab.
Eine klare ZieLgruppenfokussierung ist notwendig, um den individueLlen
Gästeanforderungen gerecht zu werden.
Attraktive Zusatzangebote z. B. in Form von zeitgemäßen Gesundheits- und
Wellnesseinrichtungen werden von den Gästen innerhalb des Hotels erwar-
tet und nicht (nur) als Solitärangebot am Ort.
Zusatzangebote Lassen sich in der Regel nur in größeren Betrieben (ab ca.
100 Zimmern) wirtschaftlich betreiben. Größere Betriebe haben darüber
hinaus den Vorteil, dass sie für Gruppenreisende und Geschäftsreisende
(Tagungen) geeignet sind und erfolgreich mit Reiseveranstaltern kooperie-
ren können.

Als Handlungsbedarf für Heiligenhafen wird die Entwicklung höherwertiger Be-
herbergungsbetriebe herausgestellt:

Die wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche Ansprache von neuen
ZieLgruppen sind adäquate Beherbergungsbetriebe. Es besteht ein dringen-
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der Bedarf an zeitgemäßen und kapazitätsstarken Unterkunftsbetrieben im
höherwertigen Bereich.
Neben der Ansprache neuer ZieLgruppen besteht die Notwendigkeit, auch
das Angebot für die heutigen Gäste in Heih'genhafen zu optimieren. Eine
Vielzahl der heutigen Betriebe in Heiligenhafen entspricht nicht mehr den
Gästeansprüchen.
Es besteht vor allem der Bedarf für den Bau von neuen HoteLbetrieben aber

auch von Ferienwohnungen und Ferienhäuser. Die Planungen im Rahmen
des Entwi'cklungskonzeptes Hafenumfetd (Bau von zwei HoteLbetriebe sowie
Ferienhäuser und -Wohnungen) sind vor diesem Hintergrund überzeugend.

Als Standort für neue Beherbergungsbetriebe empfiehlt das Gutachten:
Aufgrund der Strand- und Zentrumsnähe sowie der maritimen Atmosphäre
am Jachthafen sind die Standorte "Hafen" und "Steinwarder" für den Bau
der neuen Beherbergungsbetriebe Vorzugsstandorte.
In Verbindung mit den geplanten Infrastrukturmaßnahmen kann der
Standort insgesamt aufgewertet werden (integrativer Ansatz mit positiven
Effekten für die Wirtschaftlich keit der öffentlichen Infrastruktur).

Hinsichtlich der Kapazitäten trifft das Gutachten folgende Aussagen:
Es wird ein maßvoller Kapazitätsausbau von rund 1. 000 Betten (entspre-
chend der Gesamt-PLanungen der 27. Änderung des Flächennutzungsplans
im Hafenbereich) bis 2013 empfohlen. Bei einer durchschnittlichen Bet-
tenauslastung von 45% wären dies rund 245. 000 Übernachtungen und
50. 000 Gäste (bei einer durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von 5 Tagen).
Die 1.000 Betten würden das Bettenangebot in HeiLigenhafen um rund
15% von 6. 800 auf 7. 800 erhöhen.

Die Marktanalysen haben gezeigt, dass neue Kapazitäten für höherwerti'ge
Beherbergungsbetriebe in Heiligenhafen markt- und standortgerecht sind.
Durch neue höherwertige Betriebe werden vorwiegend neue Gästegruppen
angesprochen. Bestehende Betriebe sind in der Regel in anderen Segmen-
ten (geringere Qualität, geringerer Preis, kleinere Einheiten) positioniert.
Da HeiLigenhafen in den Letzten 7 Jahren einen Rückgang von 666 Betten
bzw. 9% zu verzeichnen hatte, handelt es sich weniger um einen Kapazi-
tätsausbau als um eine Kompensation der zurückgegangenen Bettenzahlen.

Die Auswirkungen der geplanten Bettenkapazitäten auf die Region schätzt das
Gutachten wie folgt ein:

Die beschriebenen Anlagen, die sich in der Region zur Zeit im Bau befinden
oder deren Planungen weit fortgeschritten sind, werden zu einem Kapazi-
tätsausbau von insgesamt ca. 3. 650 Betten führen (inkl. der 1. 000 Betten
in Hei'ligenhafen).
Hiervon entfallen ca. 750 Betten auf HoteLbetriebe und 2.900 auf Ferien-
wohnungen/-häuser ü'eweils in der Region).
Der BettenanteiL im Segment Hotels in Ostholstein Liegt unter dem von
SchLeswig-Holstein (Ostholstein: 14%, Schleswig-Holstein: 19%). Durch die
750 Betten würde die Hotelbettenkapazität in OsthoLstein um 2% von
7. 125 Betten auf 7. 875 Betten steigen.
Angesichts des Marktaustritts nicht mehr zeitgemäßer Betriebe (in den
Letzten 6 Jahren ist der Bettenbestand aLLein in Großenbrode und Heili-
genhafen um ca. 1.000 Betten zurückgegangen), den steigenden Gäste-
und Übernachtungszahlen in den Letzten Jahren sowie der generellen Aus-
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richtung des Landes auf den QuaLitätstourismus wird der Ausbau der Kapa-
zitäten als marktgerecht bewertet.

2.3 Umsetzungskonzept

Das geplante Hotel am Hafen soll teilweise auf Grundstücksflächen der Heili-
genhafener Verkehrsbetriebe (HVB) errichtet werden. Ergänzend soLLen Grund-
stücksftächen des Bundes (bisher genutzt durch Zollamt) hierfür erworben und
dann gemeinsam an einen Investor/Betreiber verkauft werden. Dazu Liegt ein
SchriftwechseL mit der Bundesanstalt für Immobi'lienaufgaben vom 16.01.2008
vor, der die grundsätzliche Bereitschaft zur Veräußerung des Grundstücks, Am
Jachthafen 2, erklärt.

Als Grundstückseigentümer verfügen die HeiLigenhafener Verkehrsbetriebe über
ausreichende Steuerungsmöglichkeiten, die Entwicklung des HoteLstandortes zu
steuern. Mittels vertraglicher Regelungen kann sowohl auf die architektonische
Ausgestaltung als auch das Betriebskonzept Einftuss genommen werden. Die
Ziele der Stadt können dadurch abgesichert werden.

2. 4 Festsetzungen des Bebauungsplans

2. 4. 1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Art der baulichen Nutzung
Der Bebauungsplan bereitet die Entwicklung eines Wassersportzentrums und
eines Hotels über die Ausweisung von Sondergebieten vor. Parallel werden die
vorhandenen Promenadenflächen des Hafens und des Sportboothafens ebenfalls
als Sondergebiete gesichert. Entsprechend dem städtebaulichen Konzept werden
im Plangebi'et folgende Baugebiete festgesetzt:

sonstige Sondergebiete nach § 11 BauNVO.

Entsprechend der geplanten Nutzung sind die Anlagen der MaritimhaLLe und der
Gebäude für hafennahe Nutzungen des Wassersportzentrums als sonstige Son-
dergebiete S01, S02, 503, S04, 505 und S06 "Wassersportzentrum" gemäß §11
Bau'NVO ausgewiesen. Auch das Baugebiet S07 "Hotel" und die PromenadenfLä-
chen SO "Sportboothafen" und SO "Hafen" werden als sonstige Sondergebiete
gemäß § 11 BauNVO ausgewiesen.

Die Zweckbestimmung der Sondergebiete im Einzelnen regelt die jeweils zuge-
ordnete textliche Festsetzung. Hier erfolgt eine Klärung der beabsichtigten
Hauptnutzung sowie der darüber hinaus zulässigen Nutzungen, teilweise mit
einer geschossbezogenen Zuordnung.

Die Sondergebiete Wassersportzentrum (S01 - S06) dienen der Unterbringung
von Anlagen und Einrichtungen mit Bezug zum SegeL- und Wassersport bzw. zur
Bundeswasserstraße. Dazu g'ehören Geschäfts-, Verkaufs-, AussteLLungsgebäude
wie bspw. für die geplante MaritimhaLLe, Büro- und Verwaltungsgebäude wie die
bereits vorhandenen Büros der Hafenverwaltung und Charterfirmen oder auch
der WasserschutzpoLizei und der LLUR Fischereiaußenstelle, nicht störende Ge-
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werbe- und Handwerksbetriebe, der Versorgung des Gebietes dienende Läden
sowie Schank- und Speisewirtschaften.

Die Zulässigkeit einer untergeordneten Nutzung durch Betriebswohnungen oder
dem Wassersport dienenden Räumen und Einrichtungen für Beherbergung in-
nerhalb der S01 - 506 "Wassersportzentrum" wird beschränkt durch die Vorgabe
einer Zulässigkeit nur oberhalb des ersten Vollgeschosses. Gleichzeitig wird
dadurch abgesichert, dass diese Räume dem Hochwasserschutz entsprechend
eine Fußbodenhöhe von mi'nd. +3, 50 m NN aufweisen werden.

SpieLhatlen und Vergnügungsstätten wie auch großflächiger Einzelhandel im
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO werden zur Sicherung des Gebietscharakters aus-
drückLich ausgeschlossen.

Insbesondere für das S01 wird dadurch eine neue bauliche Entwicklung eröff-
net. Bei den Baugebiete S02 - S05 werden Optionen zur Aufstockung der vor-
handenen Gebäude entwickelt.

Für das Sondergebiet S07 "Hotel" werden Betriebe des Hotelgewerbes zusam-
men mit zugehörigen Anlagen und Einrichtungen für Betrieb und Verwaltung
zugelassen. Durch die Regelung, dass die Fußbodenhöhe der SchLafräume der
Hotelzimmer bei" mindestens +3,50 m NN Liegen muss, können auch hier die
wesentlichen Auflagen eingehalten werden, die sich aus der Hochwassergefähr-
düng ergeben. Daneben sollen auch in diesem Sondergebiet Läden sowie
Schank- und Spei'sewirtschaften erlaubt sein.

Die Sondergebi'ete "Sportboothafen" und "Hafen" sichern die vorhandenen ge-
wässerbegLeitenden Promenadenflächen. Bauliche Anlagen sind hier nicht vor-
gesehen.

Maß der baulichen Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festlegung maximal zulässiger
GrundflächenzahLen (GRZ) für die jeweiligen Sondergebiete definiert. Die Aus-
Weisung ist jeweils zum Zwecke des sorgsamen Umganges mit dem Schutzgut
Boden knapp bemessen und orientiert sich bei den Sondergebieten S02 - 506
an den bestehenden Grundstücksausnutzungen:

im SOl maximal 0,4
im S02 maximal 0,6
im S03 maximal 0, 35
im S04 maximal 0, 35
im 505 maximal 0,5
im S06 maximal 0,4
im S07 maximal 0, 8.

Die Ausweisung unterschiedlicher Nutzungsgrade für die einzelnen Sondergebie-
te ist vor dem Hintergrund der Regelung in einem Bestandsgebiet, der damit zu
beachtenden Grundstuckszuschmtte und der angestrebten städtebaulichen Ord-
n ung zu vertreten.

Dem Sondergebiet S07 wird für das geplante Hotel eine maximale Grund-
stücksausnutzung im Rahmen der Vorgaben der BauNVO zugebiLLigt, um an die-
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sem besonders geeigneten Standort die angestrebte Größe von etwa 70 Zim-
mern trotz der beschränkten Grundstücksgröße realisieren zu können.

Die Festlegung maximal zulässiger Grundflächen bleibt damit im Rahmen der
durch § 17 BauNVO vorgegebenen Obergrenzen des Maßes der baulichen Nut-
zung von einer GRZ von 0, 8 für sonstige Sondergebiete bzw. Liegt unter diesem
Wert.

In den Sondergebiete S01 - S07 sind Baugrenzen ausgewiesen, innerhalb derer
die Bebauung zu realisieren ist. Für die Sondergebiete, in denen es um die Si-
cherung bzw. eine Aufstockungsoption vorhandener Gebäude geht, orientieren
sich die Baugrenzen eng am Bestand.

Für die Baukörper wird weiterhin die Zahl der VolLgeschosse auf der Basis des
abgestimmten 'städtebaulichen Konzeptes festgelegt. Im Bereich des Hotels
sowie für das Gebäude an der Hafeneinfahrt wird eine 4-geschossige Eckbeto-
nung zugelassen. Für die übrigen Baukörper wird eine einheitliche Höhe mit 2-
geschossiger Bebauung zugelassen, um eine klare bauliche Kante zu erhalten.

Aufgrund des Bedarfs bei der geplanten Maritimhalle im S01 keine Geschossig-
keit vorzugeben, wird die Gebäudehöhe hier über eine Definition der Oberkante
über Gelände vorgenommen, die mit der Höhe der 2-geschossigen Bebauung im
Sondergebiet S02 entlang des Jachthafens korrespondiert.

Ein optionaler Wintergarten am HoteL im S07 wird eingeschossig mit einer
Oberkante der Bebauung festgesetzt.

Damit sind hinreichend genaue Festsetzungen getroffen, um den angestrebten
Charakter im Geltungsbereich zu entwickeln und um das Orts- und Landschafts-
bild zu schützen.

Höhe der baulichen Anlagen
Die Gebäudehöhe wird durch maximal zulässige Trauf- und Firsthöhen (TH/FH)
über NHN (über NormalhöhennuLL) bzw. maximal zulässige Oberkanten (OK) über
NHN (über NormalhöhennuLL) der Anlagen geregelt. Die maximal möglichen
Anlagen-/ Gebäudehöhen sind wie folgt bestimmt:

S01, Halle

S02, II VoLLgeschosse

503, II Votlgeschosse

503, IV Vollgeschosse

S04, 505, S06, II VolLgeschosse

max. OK 12, 5 m uNHN

max. TH 9,0 m ÜNHN
max. FH 12, 5 m ÜNHN

max. TH 10,0 m ÜNHN
max. FH 14,2 m ÜNHN
max. TH 17, 0 m ÜNHN
max. FH 21, 2 m ÜNHN

max. TH 10,0 m ÜNHN
max. FH 14, 2 m ÜNHN
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S07, 1 VolLgeschoss
S07, II Vollgeschosse

S07, IV Vollgeschosse

max. OK 8,0 m ÜNHN
max. TH 11, 5 m ÜNHN
max. FH 17, 5 m ÜNHN
max. TH 18, 2 m ÜNHN
max. FH 24,0 m ÜNHN

Die zulässigen Werte sind unter Bezugnahme auf die durch die Vermessung auf-
genommenen Geländebestandshöhen im Plangebiet als absolute Höhenangaben
in Meter über Normalhöhennull (ÜNHN) ausgewiesen. Die Höhenpunkte Traufhö-
he, Firsthöhe und Oberkante werden durch Festsetzung eindeutig definiert.

Mit textlicher Festsetzung werden technische Aufbauten auf den Gebäuden wie
bspw. Lüftungsrohre oder Schornsteine aus funktionalen Gründen von der Ein-
Haltung der festgelegten Bauhöhe ausgenommen.

Die Bauhöhen ermöglichen eine einheith'che 2-geschossige Bebauung entlang
des Kommunal- und Jachthafens sowie die gewünschte städtebauliche Beto-
nung beim Hotelneubau und bei der Einfahrt zum KommunaLhafen in 4-
geschossiger Bauweise. Insgesamt bleiben die Bauhöhen deutlich unterhalb der
raumwi'rksamen Speicher-, Silo- und Lagergebäude an der südlichen Kaikante
des KommunaLhafens sowie auch noch unterhalb der vorwiegend 3-geschossigen
Bauhöhe des Mischgebietes südlich der Straße Am Strande.

2. 4. 2 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche
sowie Stellung der baulichen Anlagen

Um das städtebauliche Konzept umzusetzen, wird die überbaubare Grundstücks-
fläche durch Baugrenzen in Form relativ enger Baukörperausweisungen festge-
Legt. Auch die Höhenstaffelung der Gebäude wird dabei durch eine geschossbe-
zogene Differenzierung der Baugrenzen geregelt.

Für die Sondergebiete SOl - S06 wird eine offene Bauweise festgesetzt, wie sie
auch in der Baustruktur im Bestand vorhanden ist. Die festgesetzten Baugren-
zen regeln dabei" die maximale Ausdehnung der Baukörper auf den jeweiligen
Baugrundstücken.

Für das Sondergebiet S07 wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, wonach
Gebäude bis zu einer Länge von maximal 90 m mit seitlichen Grenzabständen
errichtet werden dürfen. Damit wird die gewünschte zusammenhängende bauli-
ehe Struktur durch den HoteLneubau entlang der Straße am Jachthafen ermög-
Licht.

Die Ausnutzbarkeit der Grundstücke durch Stellplätze und ihre Zufahrten sowie
NebenanLagen gemäß den Regelungen des § 19 BauNVO wird durch textliche
Festsetzung bestimmt. Orientiert an der Bestandssituation mit einem sehr ho-
hen Anteil an versiegelten Flächen durch Bebauung und Nebenanlagen werden
für die einzelnen Baugebiete folgende maximal überbaubaren Obergrenzen gesi-
chert:

S01 maximal 80 %,
S02 maximal 100 %,
503 maximal 80 %
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S04 maximal 75 %
505 maximal 90 %
S06 maximal 90 % und
S07 maximal 100 %.

Dabei orientieren sich die Werte bei den Sondergebieten S02 - S06 an der be-
reits bestehenden Ausnutzung der Grundstücke. Beim S07 erfordert die beab-
sichtigte, kerngebietsähnLiche Nutzung durch ein Hotel mit dem Bedarf an
Stellplätzen für'Gäste wie auch repräsentativ gestalteten Zugangs- und Terras-
senbereichen eine maximale Ausnutzungsoption von 100 % für das Baugrund-
stück.

Weiterhin wird die SteLLung der baulichen Anlagen noch detaiLLierter durch die
Festlegung einer Hauptfirstrichtung parallel zu den Promenaden des Jacht- und
des Kommunalhafens geordnet, um eine einheitliche Gebäudekante zu erhalten.
Lediglich die 4-geschossigen Bereiche an der Einfahrt zum Kommunalhafen und
am geplanten HoteL sind hiervon ausgenommen. Ebenfalls ist im S01 für die
geplante Maritimhalle keine Firstrichtung vorgegeben, weil das Gebäude mit
hoher Wahrscheinlichkeit ein Flachdach erhält.

Die in der PLanzekhnung eingetragene Hauptfirstrichtung ist für die Hauptge-
bäude zwingend einzuhaLten. Neben dem vorgeschriebenen Hauptfirst sind
rechtwinklig dazu untergeordnete Nebenfirste zulässig, was insbesondere für
den Hotelneubau eine städtebaulich abwechslungsreiche Dachgestaltung zu-
lässt.

2. 4.3 Flächen für erforderliche Nebenanlagen

Durch textliche Festsetzung werden Stellplätze sowie Nebengebäude wie Ab-
stell- und Lagerräume nur innerhalb der durch Baugrenzen gekennzeichneten
überbaubaren Grundstücksflächen oder auf den für Stellplätze gekennzeichneten
Flächen zugelassen. Dadurch wird gewährleistet, dass SteLLplätze vorrangig ent-
Lang der Straße Am Jachthafen angeordnet werden und die Grundstücksflächen
entlang der gewässerbegleitenden Promenaden autofrei bleiben. Weiterhin wer-
den dadurch Lager- oder AbsteLlräume in die Baukörper integriert.

Oberirdische Einzelgaragen sind aus gestalterischen Gründen nicht zulässig.
Carports sind nur in der dafür gekennzeichneten Fläche an der Promenade zum
Jachthafen zulässig.

Für das Sondergebiet S07 "Hotel" sind in größerem Umfang Flächen für Stell-
platze erforderlich. Gemäß SteLLplatzerlass ist l Stellplatz je 2-6 Betten und l
Stellplatz je 8-12 Restaurant-Si'tzplätze erforderlich. Bei einer ReaLisierung von
70 Zimmern/140 Betten und unter der Annahme eines Restaurants mit ca. 60
Sitzplätzen ergibt sich ein StelLplatzbedarf zwischen 29 und 78. Davon kann ein
Tei'l'auf dem H otel-Grundstück untergebracht werden. Ein Nachweis dann noch
erforderlicher Stellplätze für das Hotel ist mittels vertraglicher Vereinba-
rung/Ablösung auf dem westlich angrenzenden Parkplatz möglich. Dort stehen
derzeit ca. 145 durch die HVB bewirtschaftete Parkplätze zur Verfügung.
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Im Bereich des Sondergebietes S01 wird mit Errichtung der geplanten Maritim-
halle ein Teil der JachthafensteLLplätze entfallen. Diese sind dann in den Er-
satzbereich zu verlagern, der vorbereitend im Rahmen der 27. Änderung des
FlächennutzungspLans auf dem Steinwarder ausgewiesen ist.

2.4.4 Verkehrserschließung

Der Bebauungsplan setzt die Straße Am Jachthafen als Verkehrsfläche fest. Da-
bei ist die Einteilung der Verkehrsfläche (in Gehwege und Fahrbahnen etc.)
nicht Gegenstand des Bebauungsplans. Diese ist jedoch dem VermessungspLan
zu entnehmen. Die Straße Am Jachthafen verfügt über eine Wendeanlage, in
der ein Durchmesser von 20, 00 m gewährleistet ist. Damit ist eine Befahrbarkeit
für u.a. MüLLfahrzeuge gegeben.

Die äußere und innere Erschließung des Gebietes erfolgt über die Straße Am
Jachthafen.

Der ruhende Verkehr konzentriert sich auf die als StellplatzfLächen ausgewiese-
nen Flächen entlang der Straße Am Jachthafen. Ein öffentlicher Parkplatz ist im
Geltungsbereich nicht vorgesehen. An der Straße Steinwarder befinden sich
außerhalb des Plangebietes etwas weiter westlich Parkplätze. Diese stehen er-
forderlichenfalls zur tei'Lweisen Ablösung von benötigten Parkplätzen für Hotel-
gaste zur Verfügung.

2.4.5 Ver- und Entsorgung

Energie- und Wärmeversorgung
Die Stromversorgung ist im Plangebi'et durch die E. ON Hanse AG gewährleistet.

Eine Versorgung mit Gas ist nach Auskunft des Zweckverbandes OsthoLstein
möglich.

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes kann nach Auskunft des Zweckver-
bandes Ostholstein über das vorhandene Wasserversorgungsnetz erfoLgen.

Die Schmutzwasserbeseitigung ist ebenfalls über vorhandene Schmutzwasserlei-
tungen des Zweckverbandes OsthoLstein abgesichert. Das im PLangebiet anfal-
Lende Schmutzwasser wird der zentralen Kläranlage Lütjenbrode zugeführt.

Die Lage der Leitungen im PLangebiet muss im Zuge der VorhabensreaLisierung
geprüft und ggf. angepasst werden.

Für die Ableitung von Niederschlagswasser, das von befestigten Flächen ab-
fließt, ist wie bisher der AnschLuss an den NiederschLagswasserkanaL der Stadt
Hei'h'genhafen vorzusehen. Sofern zusätzliche Flächen angeschlossen werden
sollen, ist erforderlichenfalls eine Änderung der wasserrechth'chen Erlaubnis
gem. §§ 8-18 WHG bei der Wasserbehörde zu beantragen.
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Telekommunikation
Die Versorgung mit Telefon- und KabeLanschLuss ist durch das vorhandene Netz
gewährleistet.

Die Lage der Leitungen im PLangebiet muss im Zuge der VorhabensreaLisierung
geprüft und ggf. angepasst werden.

Brandschutz
Die Anforderungen des Brandschutzes werden hinsichtlich der Löschwasserver-
sorgung und der erforderlichen Bewegungsflächen derzeit erfüllt.

Gemäß Erlass des Innenministeriums vom 24.08.1999 ist eine Löschwassermen-
ge von mindestens 96 m3 /h für zwei Stunden im Umkreis von 300 mnachzuwei-

sen. Nach Angaben des Zweckverbandes OsthoLstein ist die geforderte Lösch-
wassermenge über eine ausreichende Anzahl von Hydranten im geforderten
Umkreis sichergestellt. Nach Betriebserfahrungen und Messergebnissen von
bereits durchgeführten Tests kann die geforderte Menge aus dem Trinkwasser-
netz entnommen werden, ohne dass die öffentliche Trinkwasserversorgung be-
einträchti'gt wird.

Die erforderlichen Bewegungsflächen werden durch die Straße Am Jachthafen
sowie die Promenadenflächen sichergestellt. Die Befahrbarkeit der Flächen für
die Feuerwehr ist gemäß DIN 14090 gesichert.

2. 4.6 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Durch zeichnerische und textliche Festsetzung werden zwei Verbindungswege
für Fußgänger zwischen der Straße Am Jachthafen und der Hafenpromenade am
Kommunathafen mit einem Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert
sowie mit einem Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Unternehmensträger
belastet.

Die Promenadenfläche entlang des Jachthafens (SO Sportboothafen) und ent-
Lang des Kommunalhafens (SO Hafen) werden zusätzlich zum Gehrecht für die
ALLgemeinheit, mit Fahrrechten zugunsten von Feuerwehr und Rettungsfahrzeu-
gen belastet sowie ebenfalls mit Leitungsrechten zugunsten der zuständigen
Unternehmensträger belegt.

2. 4. 7 Vorkehrungen zum Schutz, zur Vermeidung oder zur Minderung
schädlicher Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes

Im PLangebiet bestehen Vorbelastungen durch Geräuschemissionen aus den
unmittelbar angrenzenden Nutzungen

des Jachthafens (Motorengeräusche ein-/ ausfahrender Segelboote, FaLLen-
klappern, StetlpLatzverkehr),
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der gewerblichen Nutzungen im Hafen (Motorengeräusche ein-/ ausfahren-
der Fischerboote und Ausftugsboote, Be-/ Entladevorgänge an den Getrei-
desilos, Anlandung FischhaLLe, FLächengeräuschpegeL Sondergebiet Hafen),

des öffentlichen Verkehrs (Straßen, Parkplätze),

der jährlich stattfindenden Open-Ai'r-FestveranstaLtungen zum Hafenfest
südlich des Hafens zwischen FischhaLLe und Getreidesilos und

der verschiedenen Festveranstaltungen auf dem Kapitän-Willi-Freter-Platz
(größtenteils im Festzelt).

Die Geräuschsituation wurde in einer Schalltechnischen Untersuchung des Gut-
achterbüros LÄRMKONTOR im Jahr 2009 durch schaLttechnische Berechnungen
ermittelt und beurteilt (vgl. Kap. 1.4. 5). Die Ergebnisse zeigen, dass es vor
allem durch den Jachthafen (Fallenktappern) sowie durch die Veranstaltungen
im Hafenbereich und auf dem Kapitän-WiLLi-Freter-PLatz (Musik- und Zeltveran-
staltungen) zu schaLLtechnischen Konflikten an dem geplanten Hotel bzw. den
geplanten Wohnungen oder den dem Wassersportzentrum dienenden Räumen für
Beherbergung kommt.

Nach dem Gebot der KonfliktbewäLtigung sind die möglichen Nachteile und
Belästigungen durch Immissionen im Rahmen der Bebauungsplanung zu Lösen
sowie ggf. bereits bestehende Konflikte im Rahmen der RegeLungsmögh'chkeiten
zu bewältigen.

Eine KonfLi'ktLösung über aktive Schallschutzmaßnahmen (z. B. Wände oder WäL-
le) ist aufgrund der lokalen Gegebenheiten nicht realisierbar.

Gerade für Planungen in Bestandssituationen wie im vorliegenden Fall bleibt für
die Realisierung der Schutzansprüche dann noch die Option der passiven SchaLL-
Schutzmaßnahmen. Bei dieser Herangehensweise an eine Konfliktlösung wird
auch in besonderem Maße die beim geplanten Hotel sehr hohe Attraktivität und
Lagegunst am vorgesehenen Standort gewi'chtet.

Unter der Berücksichtigung, dass die geplanten Gebäude vorwiegend dem tem-
porären Aufenthalt dienen und davon ausgegangen werden kann, dass Gäste des
Hotels bzw. der dem Wassersportzentrum dienenden Räume für Beherbergung
sich aufgrund des maritimen Ambientes der Umgebung (durch den Jachthafen
als auch durch den Hafen) für das HoteL bzw. die Unterbringung in Beherber-
gungsräumen des Wassersportzentrums entscheiden, können die durch den
Jachthafen bzw. durch Festveranstaltungen verursachten Konflikte dahingehend
abgewogen werden, dass ein ausreichender Schutz der schutzwürdigen Nutzun-
gen mit passivem Schallschutz (Schallschutzfenster, Lüfter) erreicht werden
kann.

Zudem ist anzunehmen, dass ein Teil der Hotelgäste gerade wegen einer der
Veranstaltungen im Umfeld der Hafenspitze einbucht und damit den von den
Veranstaltungen ausgehenden Geräuschquellen nicht so negativ gegenüber-
steht. Die durch die Veranstaltungen verursachten Geräuschauswirkungen auf
die geplanten Gebäudenutzungen sollten möglichst so reduziert werden, dass
ein konfh'ktfreies Nebeneinander möglich ist.
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Ergänzend zu den Festsetzungen im Bebauungsplan sollte für die VeranstaL-
tungsfläche im Hafen bzw. auf dem Kapi'tän-WiLLi-Freter-Platz die Anzahl der
Großveranstaltungen auf "seltene Ereignisse" im Sinne der Freizeitlärm-
Richtlinie (an nicht mehr als 10 Tagen sowie nicht mehr als an zwei aufeinan-
der folgenden Wochenenden) reduziert werden. Zudem soLLten den VeranstaLtern
einzuhaltende Immissi'onsrichtwerte für seltene Ereignisse von 65 dB(A) tags
(innerhalb der Ruhezeiten) und 55 dB(A) nachts an den geplanten Hotel- bzw.
Wohngebäuden aufgegeben werden.

Für nicht seltene Ereignisse sind Immissionsrichtwerte von 60 dB(A) an Werkta-
gen außerhalb der Ruhezeiten, 55 dB(A) an Werktagen innerhalb der Ruhezeiten
(nach 20 Uhr) bzw. an Sonn- und Feiertagen und 45 dB(A) nachts vorzugeben.

Maßnahmen an den Geräusch-QueLLen werden durch die oben skizzierten Be-
schränkungen bei den Frei'zeitveranstaltungen weitestgehend ausgeschöpft.

Aus diesem Grund sollte die SichersteLlung eines ausreichenden passiven Schalt-
Schutzes an SchLaf- und Kinderzimmern durch bauliche Maßnahmen an Außen-
türen, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude nach DIN 4109
"Schallschutz im Städtebau" realisiert werden. Schlaf- und Kinderzimmer sind
dabei mit den Anforderungen der DIN 4109 entsprechenden Schallschutzfen-
stern und schaLLgedämmten Lüftungseinrichtungen zu versehen.

Die Bestimmung der LärmpegeLbereiche und damit auch der erforderlichen
SchaLLdämm-Maße der Fenster der geplanten Gebäude erfolgt gemäß den Rege-
lungen der DIN 4109 auf der Basis der für den Zeitraum Tag (6-22 Uhr) berech-
neten maßgeblichen Außenlärmpegel an den schutzbedürftigen Fassaden. Die
DIN 4109 unterstellt hierbei, dass die Geräuschauswirkungen in der Nacht um
etwa 10 dB(A) unterhalb der am Tag Liegen. Ist die Differenz (wie im vorliegen-
den FaLL) geringer, so können die berechneten erforderlichen SchalLdämm-Maße
unter Umständen einen ungestörten Nachtschlaf nicht uneingeschränkt gewähr-
leisten (vgL. Entwurf der VDI 4109 'neu'). Im vorliegenden Fall sind die Beurtei-
lungspegel im Tag- und Nachtzeitraum im Wesentlichen gleich hoch, so dass
empfohlen wird, den aus den nächtlichen SchaLLimmi'ssionen abgeleiteten Lärm-
pegelberei'ch um 10 dB(A) zu erhöhen.

Die schalltechnischen Berechungen zeigen, dass der maßgebliche Außenlärmpe-
gel(Tagpegel) an den

zum Jachthafen ausgerichteten Fassaden bis zu 58 dß(A) beträgt,

zum Kapitän-Willi-Freter-PLatz ausgerichteten Hotelfassaden durch Veran-
staltungen bis zu 66 dB(A) beträgt,

nach Westen ausgerichteten Hotelfassaden bis zu 60 dß(A) durch den Ver-
kehrl beträgt,

zum Hafenbecken ausgerichteten Fassaden bis zu 59 dB(A) durch das Ha-
fenfest beträgt.

Gemäß DIN 4109 sind den Beurteilungspegel für Verkehr 3 dB(A) hinzuzuaddieren.
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Im Sinne einer vereinheitlichten Herangehensweise wird von einem maximalen
maßgeblichen AußenlärmpegeL von 60 dB(A) ausgegangen und damit von einem
LärmpegeLbereich II. Zur Sicherstellung einer ungestörten Nachtruhe in SchLaf-
räumen wird - wie oben beschrieben - , der maßgebliche AußenLärmpegel um
10 dB(A) auf 70 dB(A) erhöht. Damit ergibt sich Lärmpegelbereich IV.

Die Umsetzung der passiven SchaLLschutzmaßnahmen regelt eine detaillierte
Festsetzung im Bebauungsplan. Da die Geräuschemissionen, je nach Quelle, aus
unterschiedlichen Richtungen kommen, kann eine Lärmzugewandte Fassadensei-
te nicht eindeutig bestimmt werden. Deshalb trifft die Festsetzung eine gene-
relle Vorgabe zur Planung und Ausführung der AußenbauteiLe von Gebäuden im
Plangebiet derart, dass sie bewertete Luftschalldämmmaße gemäß DIN 4109
aufweisen müssen. Hierbei werden die Schutzanforderungen von einerseits
Wohnräumen und andererseits Schlafräumen entsprechend der oben abgeLeite-
ten Lärmpegetberei'che differenziert festgelegt.

Da für künftig geplante Baukörper wie auch für einzelne Fassadenseiten - je
nach Baustmktur oder durch Abschirmwirkungen - Lärmpegelbereiche mit gerin-
geren SchaLlschutzanforderungen auftreten können, wird eine Option aufge-
nommen, dass im Baugenehmigungsverfahren Ausnahmen zu dieser Festsetzung
zugelassen werden können, wenn der Antragsteller durch vollständige schall-
technische Prognosen geringere AußenLärmpegel nachweist als im Bebauungs-
plan angenommen wurden.

Zu dieser vollständigen schalltechnischen Prognose gehört einerseits die Be-
Handlung aller auch in der SchaLLtechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan
Nr. 78 "Hafenspitze" betrachteten LärmqueLLen. Andererseits müssen hierbei
insbesondere die relevanten Lärmquellen auch unter den im Gutachten ange-
nommenen Bedingungen behandelt werden, d. h.:

der Jachthafen unter den ungünstigen Bedingungen einer vollständigen
Belegung sowie bei Windstärken, die merkliches FaLLenklappern verursa-
chen, und

die Veranstaltungen unter den ungünstigen Bedingungen, die vor allem bei
den Großveranstaltungen, wie bspw. dem Hafenfest oder dem Shanty Festi-
val, mit besonders hohen Besucherzahlen auftreten.

2.4.8 Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich

Der gemäß der Eingriffs-Ausgleichs-BiLanz ermittelte flächenhaft erforderliche
Ausgleich soll außerhalb des Geltungsbereiches über eine Okokontofläche der
Stiftung Naturschutz SchLeswig-Holstein erfolgen.

Durch Zuordnungsfestsetzung wird festgelegt, dass die Kosten für die Aus-
gleichsmaßnahmen auf die Sondergebiete S01 und S07 verteilt werden. Dies
geschieht anteilig im Verhältnis zu den ermittelten Eingriffen wie folgt:

S01
S07

zu 55 % und
zu 45 %.
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Den Sondergebieten S02, 503, S04, S05 und S06 wird kein Kostenanteit zuge-
ordnet, weit für diese Grundstücke im Vergleich der Bestands-Situation zur pla-
nungsrechtli'chen Ausweisung Lediglich geringfügige zusätzliche Ausnutzungs-
möglichkeiten der Grundfläche festgesetzt werden, die auf Rundungen in der
Ausweisung der zulässigen GRZ zurückzuführen sind und keine erheblichen Ein-
griffe darstellen.

Geeignete Flächen sowie Konzepte für den erforderlichen Ausgleich liegen im
Bereich der in Entwicklung befindlichen Ökokontofläche OK-39 Beckmissen vor.
EntwicklungszieL bei diesem Gebiet ist die Umwandlung von IntensivgrünLand in
extensiv gepflegtes, artenreiches Grünland.

Die Ökokontoregelung erfolgt in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde.

Die Absicherung der Ausgleichsmaßnahmen für die Sondergebi'ete SOl und S07
wird über einen Vertrag zwischen der jeweiligen Grundstückseigentümerin, den
HeiLigenhafener Verkehrsbetrieben, und der Stiftung Naturschutz erfolgen. Der
Vertrag ist vor dem Satzungsbeschluss abzuschließen.

2.5 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Die Lage und bestehende Struktur des PLangebiets erfordert zur Sicherung eines
geordn'eten Siedlungs- und Landschaftsbitdes GestaLtungsfestsetzungen. In
erster Linie sollen ortsbildprägende und gebietstypische Elemente definiert und
in den Baulichkeiten umgesetzt werden, die das Plangebiet in zentraler Lage am
Hafen betonen und als besonderen Ort markieren. Darüber hinaus sollen Störun-
gen des SiedlungsbiLdes durch maßstabslose Baukörper und verunstaltete Ge-
bäudeelemente verhindert werden.

Zur SichersteLLung der im städtebauLkhen Konzept formulierten und am Bestand
orientierten einheitLichen Baukanten und Gebäudestrukturen entlang der Pro-
menadenflächen des Jacht- und des KommunaLhafens werden bauordnungs-
rechtliche Gestaltungsvorschriften zur Dachneigung, Dachdeckung und zurInte-
gration von SoLaranlagen festgesetzt.

Um auch abwechslungsreiche und gestalterisch attraktive FassadengestaLtungen
insbesondere für den geplanten HoteLneubau und die MaritimhaLLe zu ermögli-
chen, beschränkt sich die Festsetzung zur Fassadengestaltung auf den Aus-
schluss glänzender, greller. Leuchtender oder spiegelnder Materialien oder Be-
Schichtungen.

Die Festsetzung zur Einschränkung von WerbeanLagen soll einen übermäßigen
Einsatz und ein zu starkes optisches Hervortreten dieser Anlagen unterbinden.

Bei den Gestaltungsvorschriften handelt es sich um örtliche Bauvorschriften der
Gemeinde für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans auf der Rechtsgrund-
Lage des § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 LBO (Landesbauordnung
SchLeswi'g-HoLstein).
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2.6 Kennzeichnung

Flächen bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen und Siche-
rungsmaßnahmen gegen Überflutung erforderlich sind
Das PLangebiet Liegt unter 3, 50 m ÜNHN und im Ei'nflussbereich der Ostsee. Es
ist damit überflutungsgefährdet. Der PLanbereich wird daher gemäß § 9 Abs. 5
Nr. l BauGB als Fläche gekennzeichnet, bei deren Bebauung besondere bauliche
Vorkehrungen bzw. besondere bauliche Si'cherungsmaßnahmen gegen Naturge-
walten, hier die Überflutungsgefahr im Hochwasserfall, erforderlich und zu be-
achten sind.

Bei der Festsetzung von Baugebieten in den überschwemmungsgefährdeten
Gebieten ist der Hochwasserschutz durch bauliche und sonstige Vorkehrungen
auf der Ebene der VorhabenspLanung und im Bauantrag zu präzisieren. Der Lan-
desbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz empfiehlt, der
Gefahr durch Küstenhochwasser insbesondere durch folgende Regelungen Rech-
nung zu tragen:

Gründungen sollten erosionssicher gegen Unterspülung ausgebildet wer-
den.

Die Oberkanten von Erdgeschossfußböden sollten nicht unterhalb von
NHN +3,50 m angelegt werden, um sicher zu stellen, dass Räume zum
dauernden Aufenthalt von Personen nur oberhalb von NHN +3,50 m Lie-
gen. Damit können die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und ArbeitsbevöLke-
rung nach § l BauGB erfüllt werden. In diesem Sinne sollte auch eine
Nutzung von Kellern, soweit unterhalb von +3, 50 m NHN liegend, ausge-
schlössen werden.

Die rechtzeitige zentrale ALarmierung und Evakuierung der gefährdeten
Bewohner und Gäste sollte jederzeit durch organisatorische und techni-
sehe Vorsorge-Maßnahmen seitens der Gemeinde und Dritter sicherge-
stellt werden. Die Verfügbarkeit und der Einsatz von Geräten zur Räumung
von Gefahrenzonen und gefährlichen oder gefährdeten Gütern sollte ent-
sprechende Berücksichtigung finden.

Zum GefährdungsausgLeich bei Unterschreitung der Höhe von NHN +3, 50 m
werden beispielhaft folgende Regelungen im Rahmen der Bauantragsverfahren
vorgeschlagen:

Entsprechende Vorgaben für SockeL, - Brüstungs- oder SchwelLenhöhen,
Lüftungseinrichtungen, Lichtschächte etc.

Besondere Sicherungsmaßnahmen oder ein Verbot der Lagerung wasser-
gefährdender Stoffe (Brennstoffe, ChemikaLien, FäkaLien etc. ).

Vorkehrungen zur Sicherung gegen Auftrieb bei LagerbehäLtern, Bauwer-
ken etc. oder Möglichkeiten zur Flutung.

Besondere Si'cherungsmaßnahmen oder Ausschtuss von Haustechnikanla-
gen und HausanschLüssen.
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Einrichtungen gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsantagen.

Anordnung von Massivbauwei'sen und Ringankern.

Vorkehrungen für Abwehrmaßnahmen (Abschotten von Tiefgaragen, Ein-
gangen, KeLLern oder anderen tiefer Liegenden Bereichen durch mobile
Hochwasserschutzwände, Dammbalken, Sandsäcke etc. ).

Ausweisung von Fluchtwegen, Fluchträumen oder höher gelegenen Sam-
melplätzen auf mindestens N H N +3,00 m.

Vorkehrungen gegen Wellenschlag, Eisgang und UnterspüLung insbeson-
dere bei Glasfassaden etc.

Errichtung von Gebäuden auf Warfen.

Es wird der Hinweis gegeben, dass in Fällen der Überflutung gegenüber dem
Land Schteswig-Holstein keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht wer-
den können. Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-Holstein zum Schutz der
Küste und zum Hochwasserschutz besteht nicht. Bei Ausweisung von Baugebie-
ten in gefährdeten Gebieten bestehen gegenüber dem Land keine Ansprüche auf
Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutzmaßnahmen.

Die oben beispielhaft beschriebenen Maßnahmen zum Sach- und Personen-
schütz gegenüber Überschwemmungen sind durch den jeweiligen Bauherren zu
berücksTchtigen und sicherzusteLLen. Eine Prüfung im Bauantragsverfahren wird
nach Bauordnungsrecht nur für Sonderbauten (hier Hotel) erfolgen. Alle weite-
ren Vorhaben werden im vereinfachten Verfahren bzw. GenehmigungsfreisteL-
lungsverfahren gem. Landesbauordnung (LBO) zu beurteiLen sein. Für die Hoch-
wasserschutzsi'cherung verantwortLi'ch ist der jeweilige Bauherr.

2. 7 Nachrichtliche Übernahme

Überschwemmungsgefährdetes Gebiet
Das Plangebiet gehört aufgrund des vorhandenen GeLändeniveaus zum durch
Hochwasser gefährdeten Bereich an der Ostsee und wird nachrichtlich als über-
schwemmungsgefährdetes Gebiet gekennzeichnet.

2. 8 Hinweise

Baumschutzsatzung
Es gilt die Baumschutzsatzung der Stadt Heiligenhafen. Für im Baugenehmi-
gungsverfahren zu beantragende Fällungen gelten die nach Baumschutzsatzung
erforderlichen Ersatzpflanzungsbedarfe.

Anlagen an Bundeswasserstraße
Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen gemäß § 34 Abs. 4 des
Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG) in der jeweils aktuellen Fassung weder
durch ihre Ausgestaltung noch durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit
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Schifffahrtszei'chen Anlass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb
behindern oder die Schiffsführer durch BLendwirkungen, Spiegelungen oder
anders irreführen oder behindern. Wirtschaftswerbung in Verbindung mit Schiff-
fahrtszekhen ist unzulässig.

Von der Wasserstraße aus sollen ferner weder rote, gelbe, grüne, blaue noch mit
Natriumdampflampen direkt Leuchtende oder indirekt beleuchtete Flächen
sichtbar sein. Anträge zur Errichtung von LeuchtrekLamen usw. sind daher von
der örtlichen Genehmigungsbehörde zur fachlichen Stellungnahme dem Wasser-
und Schifffahrtsamt Lübeck vorzulegen.

Im Plangebi'et befindet sich eine Kabeltrasse des Richtfeuers HeiLigenhafen, die
zu beachten ist.

Genehmigungspflicht für Anlagen an der Küste
Das Plangebiet grenzt an die Ostsee. Gemäß § 77 Landeswassergesetz (LWG) ist
eine Genehmigungspfticht für die Errichtung, wesentliche Änderung oder Besei-
tigung baulicher Anlagen an der Küste zu beachten. Für die Genehmigung zu-
ständig ist die untere Küstenschutzbehörde.

Städtebaulicher Entwurf
Die dem Bebauungsplan beigefügte Abbildung "Städtebauliches Konzept" ist
Bestandteil der Begründung gemäß § 9 (8) BauGB. Sie dient der Erläuterung der
dem Bebauungsplan zugrunde Liegenden funktioneLLen, städtebaulichen, bauli-
chen und grünordnerischen Gestaltungsabsi'chten.

Schutz von unterirdischen Leitungen
Bei Erdarbeiten sind die Vorschriften der Versorgungsträger zum Schutz von
Leitungen zu beachten. Insbesondere sind Bepflanzungen so vorzunehmen, dass
mit einer Gefährdung der Versorgungsleitungen nicht zu rechnen ist. Bauwerke,
wie Einzäunungen und Mauern sind so zu gründen, dass sie die Leitungen nicht
gefährden und bei" Aufgrabungen an den Leitungen nicht gefährdet sind.

Schädliche Bodenveränderungen
Gemäß § 2 Landesbodenschutz- und ALtlastengesetz (LBodSchG) sind Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder ALtlast un-
verzüglich der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen
Das Verbot nach § 27 a Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG), Bäume, die au-
ßerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in
der Zeit vom 15. März bis zum 30. September nicht abzuschneiden oder auf den
Stock zu setzen, ist zu beachten. Zulässig sind schonende Form- und PfLege-
schnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung
von Bäumen

Besonderer Artenschutz - Schutz besonders geschützter Tiere und Pflanzen
Bei Betroffenheit wild Lebender Tiere oder Pflanzen der besonders geschützten
Arten ist § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. Im Zuge des
Bauantragsverfahrens und der Vorhabensreatisierung sind erforderlichenfaLLs
Auflagen zu artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen zu beachten.
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Niederschlagswasserbeseltigung
Bei Einleitung von NiederschLagswasser in ein Gewässer gelten die Vorschriften
der §§ 8-18 Wasserhaushaltsgesetz - WHG - i.V. mit §§ 21, 31 Landeswasserge-
setz - LWG - in den z.Zt. gültigen Fassungen. Für die Einleitung des Nieder-
schlagswassers in den Untergrund ist ggf. eine wasserrechtLi'che ErLaubms nach
§§ 8-18 WHG bei der Wasserbehörde zu beantragen. Für Planung, Bau und Be-
trieb von Versickerungsanlagen ist das Arbeitsblatt der ATV 138 heranzuziehen.
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3. Umweltbericht

Nach § 2a BauGB hat die Gemeinde im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des
Bauleitplans eine Begründung beizufügen. Der Umweltbericht bildet einen ge-
sonderten Teil der Begründung, in dem entsprechend dem Stand des Verfahrens
die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewer-
teten Belange des Umweltschutzes darzulegen sind. Die inhaLtLichen Anforde-
rungen an den Umweltbericht ergeben sich aus der Anlage im BauGB zu § 2
Abs. 4 und § 2a BauGB.

3. 1 Einleitung

3. 1. 1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplans

Ziele und Inhalte des Bebauungsplans
Die Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" sind im Kapitel
2. umfassend dargestellt worden.

Angaben zum Standort
Bezüglich der Angaben zum Standort wird auf Kapitel 1. 1.4 verwiesen.

Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden
Das Kapitel 2. 2 beschreibt das städtebauliche Konzept und die Festsetzungen
zum Bebauungsplan regeln den Umfang der Planung.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 78 umfasst eine Fläche von
17. 770 qm. Die geplante Ausnutzungsmöglichkeit der Grundstücke zeigt die
folgende Tabelle 2.

Die Zahlen basieren auf den Festsetzungen des Bebauungsplans. Durch die
Uberbaubarkeit und Versiegelungsmögh'chkeit des Bodens, die der Bebauungs-
plan vorbereitet, können bis zu 16. 700 qm (ca. 94 %) Bodenfläche dauerhaft
bebaut und versiegelt werden und bis zu 1. 070 qm (ca. 6 %) bleiben unversie-
gelt. Im Bestand sind derzeit etwa 15. 785 qm (ca. 89 %) bebaut und versiegelt
sowie etwa 1. 985 qm (ca. 11 %) unversiegelt. Damit wird durch die Planung
eine zusätzliche Versiegelung von 915 qm verursacht.
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Tabelle 2: FlächenMlanz B-Plan Nr. 78 (PLANUNG)

PLANUNG Flächennutzung Fläche in qm

S01 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0,4

Versiegelte Flächen, max.
bis GRZ 0,8
Unversiegelte Flächen

S02 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0,6

Versiegelte Flächen, max.
bis GRZ 1,0

S03 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0, 35

Versiegelte Flächen, max.
bis GRZ 0,8
Unversiegelte Flächen

S04 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0, 35

Versiegelte Flächen, max.
bis G RZ 0, 75
Unversiegelte Flächen

S05 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0,5

Versiegelte Flächen, max.
bis GRZ 0,9
Unversiegelte Flächen

S06 Wassersportzentrum, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0,4

Versiegelte Flächen, max.
bis G RZ 0,9
Unversiegelte Flächen

S07 Hotel, gesamt
Bebaute Flächen, GRZ 0,8

Versiegelte Flächen, max.
bis GRZ 1,0

SO Sportboothafen
SO Hafen
VerkehrsfLäche

Summe BESTAN Ptangebiet

2. 950

925

1. 180
1. 180

590

555
370

1. 110

220

885

1. 150

3. 445

390
500

220

80
85

55

440
355

90

460
575

115

2. 755
690

2. 035
2. 600
2.450

17. 770

Fläche in % des

Plangebietes
16, 6 %

5, 2 %

6, 2 %

1, 2 %

5, 0 %

6, 5 %

19, 4 %

6, 6 %
6, 6 %

3,3 %

3, 1 %
2, 1 %

2, 2 %
2,8 %

1, 2 %

0, 4 %
0, 5 %

0, 3 %

2, 5 %
2, 0 %

0, 6 %

2, 6 %
3.2 %

0, 6 %

15,6 %
3,9 %

11, 5 %
14, 6 %
13, 8 %
100 %
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3. 1.2 Projektwirkungen

Folgende Projektwi'rkungen, die sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans
Nr. 78 ableiten lassen, sind in der Umweltprüfung zu berücksichtigen. Sie wer-
den an dieser Stelle allgemein beschrieben und im Kapitel 3. 2 schutzgutbezo-
gen im Verhältnis zu vorhandenen Vorbelastungen bzw. Empfindlichkeiten für
das Vorhaben bewertet und hinsichtlich ihrer naturschutzfachlichen ErhebLich-
keit eingeschätzt.

Der Bebauungsplan bereitet zusätzliche BodenversiegeLungen in einer Größen-
Ordnung von ca. 915 qm durch Bebauung und Nebenanlagenflächen mit negati-
ven Folgen für die natürliche Funktionsfähigkeit des Bodens vor.

Die zu erwartende zusätzliche BodenversiegeLung wird in Betrachtung des ge-
samten Geltungsbereichs einen nur sehr geringfügig veränderten AbfLuss von
Nt'ederschlagswasser nach sich ziehen, weil bereits im Bestand rund 89 % des
PLangebietes bebaut oder versiegelt sind. Durch den Umfang der zusätzlichen
Versiegelung werden sich nur geringfügig zusätzliche negative Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt ergeben.

Verschlechterungen des LokaLkLimas aufgrund der Zunahme von Bebauung und
Versiegelung wie auch Luftschadstoffemissionen als zusätzliche, erhebliche
Belastungsquellen für das örtliche Klima und die Lufthygiene sind als Projekt-
Wirkungen nicht erkennbar.

Die Planung bereitet in geringem Maß den Verlust oder die Veränderung von
Biotopen vor und kann sich damit auf Lebensräume von Tieren und Pflanzen
auswirken. Aufgrund der betroffenen Biotopstrukturen, die alle gärtnerisch ge-
prägt. Lediglich von allgemeiner Bedeutung und leicht zu ersetzen sind, sowie
dem bereits im Bestand sehr hohen Anteil an versiegelten, bebauten und inten-
siv genutzten Flächen einschließlich der bestehenden Störreize wie Licht, Ge-
rausche und Beunruhigung sind keine erheblichen Projektwirkungen für Lebens-
räume von Tieren und Pflanzen erkennbar.

Mit dem Neubau des Stadthotels und der zu erwartenden Neugestaltung der
zugehörigen Nebenflächen sowie der einheitlich zulässigen 2-geschossigen Be-
bauung sind positive Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild zu erwar-
ten. Im Zusammenhang mit der bereits neu gestalteten Promenade entlang des
Kommunalhafens und des Jachthafens bedeutet dies eine Aufwertung des ge-
samten Hafenbereichs.

Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten.

Betriebsbedingte Auswirkungen wie Schadstoffemissionen aus Verkehr und Hei-
zungsanlagen, sowie eine Erhöhung der Abwassermengen oder des AbfaLLauf-
kommen sind im Vergleich zur Bestandssituation nur in geringem zusätzlichen
Maße zu erwarten. Davon sind die benachbart vorhandenen Nutzungen jedoch
nicht erkennbar negativ betroffen. Geruchsemissionen oder Erschütterungen
sind als Projektwirkungen nicht erkennbar.

Die ErhoLungseignung des Gebietes ist durch die in jüngster Zeit neu hergestell-
ten Promenaden entlang des Kommunalhafens und des Jachthafens aufgewertet
worden und wird im Bebauungsplan gesichert.
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Weiterhin entsteht mit dem HoteLneubau ein qualitativ hochwertiges Ubernach-
tungsangebot. Damit wird eine Verbesserung des touristischen Angebots im
Hafenbereich von Heiligenhafen erreicht.

3. 1.3 Umweltschutzziete aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanun-
gen und ihre Bedeutung für den Bebauungsplan

Bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans sind sowohl Fachgesetze als auch auf
der Grundlage von Fachgesetzen ausgearbeitete Planungen zu berücksichtigen.

Fachgesetze
Nach" § l Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Baulei'tplänen die
Belange des Umweltschutzes einschLießLich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen, insbesondere

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische
Vielfalt,

b) die Erhaltungszi'ete und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftli-
eher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes,

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit
sowie die Bevölkerung insgesamt,

d) umwettbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfäl-
Len und Abwässern,

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie,

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, ins-
besondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,

h) die Erhaltung der bestmöglichen LuftquaLität in Gebieten, in denen die
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht
überschritten werden,

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des UmweLtschut-
zes nach den Buchstaben a, c und d.
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Als ergänzende Vorschrift zum Umweltschutz dient § la Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB):

"Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauli-
ehe Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere
durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-
nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das
notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohn-
zwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.

Diesem Ziel wird durch die Nachverdichtung im PLangebiet besonders Rechnung
getragen.

Für den Bebauungsplan ist die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich
erheblicher Beeinträchtigungen des LandschaftsbiLdes sowie der Lei'stungs- und
Funktionsfähigkeit des NaturhaushaLts des § la Abs. 3 Baugesetzbuch beacht-
Lich (Ei'ngriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz). Diese Anforderun-
gen werden im Rahmen der Umweltprüfung bearbeitet und finden über entspre-
chende Festsetzungen Eingang in den Bebauungsplan bzw. werden über
vertragliche Regelungen erfüllt.

Von Bedeutung sind weiterhin die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des
WasserhaushaLtsgesetzes zum Hochwasserschutz (§§ 72-78 WHG), die bei der
Planung zu berücksichtigen sind. Das PLangebiet Liegt im hochwassergefährde-
ten Bereich unterhalb der Höhenh'me von NHN +3,50 m (Bemessungswasser-
stand ohne Wellenauflauf für Hochwasserschutzanlagen an der Ostsee).

Die Umsetzung der im BauGB und auch BNatSchG/LNatSchG genannten Ziele
wird durch entsprechende Fachgesetze (z. B. BImSchG, BBodSchG, WHG bzw.
LWG), Verordnungen, Richtlinien u.a. flankiert.

Fachplanungen
An Planungen mit ftächenbezogenen Darstellungen, die bei der Umweltprüfung
zu berücksichtigen sind, können für das Plangebiet angeführt werden:

Europäisches Schutzgebietsnetz Natura 2000,
Landesraumordnungsplan 1998 und TeiLfortschreibung 2004,
Landschaftsprogramm 1999,
RegionaLptan für den PLanungsraum II, 2004,
Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum II, 2003,
Küsten-Uberschwemmungsgebiet.

3. 2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im nicht überpLanten
Zustand werden nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt,
um die besondere Empfindlichkeit von UmweLtmerkmalen gegenüber der PLa-
nung herauszustellen und Hinweise auf ihre Berücksichtigung im Zuge der pla-
nerischen Überlegungen zu geben. Anschließend wird die mit der Durchführung
der Planung verbundene Veränderung des Umweltzustandes dokumentiert und
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bewertet. Darauf aufbauend werden Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung
und zum Ausgleich erheblich negativer Umweltwirkungen beschrieben.

3. 2. 1 Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung

In der Umgebung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafen-
spitze" befinden sich Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, die zum
Schutzgebietsnetz "Natura 2000" gehören (FFH-Gebiete und Europäische VogeL-
Schutzgebiete).

der östlichen Kieler Bucht"
Hierzu zählen:

FFH-Gebiet (SAG) "Meeresgebiet
(Gebiets-Nr. : DE 1631 - 392)
FFH-Gebiet (SAG) "KüstenLandschaft Nordseite der Wagrischen HaLbinseL"
(Gebiets-Nr. : DE 1631 - 393)
Europäisches Vogelschutzgebiet (SPA) "Östliche Kieler Bucht"
(Gebiets-Nr. : DE 1530 - 491)

Im Rahmen der Planabschichtung wird an dieser Stelle auf die Ausführungen
und Ergebnisse der FFH-Verträglichkeitsstudie (Büro für ökologische Studien,
Dr. Norbert Brielmann 2008) und die Umweltprüfung im Rahmen der 27. Ande-
rung des FLächennutzungspLanes verwiesen, in der auch die TeiLprojekte l (Ho-
tel am Kommunalhafen), 2 (Mariti'mhalle) und 3 (Gewerbliches Wassersportzen-
trum Hafenspitze), die im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 78 "Hafenspitze"
Liegen, untersucht und hinsichtlich ihrer Auswirkungen betrachtet wurden.

Die FFH-VerträglichkeitsstLidie und der Umweltbericht der 27. Änderung des
FlächennutzungspLanes stellen zu diesen TeiLprojekten innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 78 "Hafenspi'tze" fest, dass auf Grund der Planungen keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Lebensraumtypen und ZieLarten der genannten Ge-
biete zu erwarten sind und daher erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die
genannten Schutzgebiete von vornherein generell auszusch Ließen sind.

Damit ist die Verträglichkeit des Vorhabens gemäß § 30 Landesnaturschutzge-
setzes und § 34 Bundesnaturschutzgesetzes aus gutachterlicher Sicht generell
gegeben.

Die geplante Maritimhalle wird für Aussteltungszwecke u. a. vorgesehen, d. h. es
werden hier nur Indoor-Veranstaltungen zu erwarten sein, die keine Auswirkun-
gen auf die Schutzgebiete besorgen lassen. Open-Ai'r-Veranstaltungen werden
derzeit in unmittelbarer Nachbarschaft zum PLangebiet auf dem Kapi'tän-WiLli-
Freter-PLatz oder dem Hafenplatz durchgeführt. Diese unterliegen als Bestands-
nutzungen, die auch nicht den "Projekf'-Status erfüllen, nicht einem P rufe rfor-
derms. Eine vertiefende Untersuchung und Ergänzung der Verträglichkeitsprü-
fung auf der Ebene des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich.
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3. 2. 2 Auswirkungen auf Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
Für das Plangebiet wurde im Rahmen der 27. Änderung des Ftächennutzungs-
planes eine Kartierung der Biotope durchgeführt, die in ihrer DetaULierung auch
für den Bebauungsplan ausreichend ist. Hierfür wurden die allgemein anerkann-
ten Standards der Erfassung und Bewertung von Biotopen im besiedelten Be-
reich angewendet. Erhebungen zu Flora, Vegetation und Vögeln Liegen nicht
vor.

Biotope
Die im Geltungsbereich erhoben Biotoptypen wurden auf der Grundlage folgen-
der Tabelle mittels einer 5-stufigen WertskaLa bewertet.

Tabelle 3: Bewertungsklassen der Biotope

Wertstufe

ohne Biotop-
wert

Biotope mit
allgemeiner
ökologischer
Bedeutung

Biotope mit
mittlerer

Wertigkeit

Biotope mit
hoher

Wertigkeit

Biotope mit
sehr hoher

Wertigkeit

numerischer

Biotopwert
0

Kriterien

intensiv genutzte Bauwerke, vollständig versiegelte
Flächen mit hoher Nutzung und geschädigte Biotope
mit einem oder mehreren letalen UmweLtparametern
durch Flächenverlust mcht gefährdet
durch qualitative Veränderungen mcht gefährdet
Ausstattung mit allgemein häufigen und verbreite-
ten Arten

kein bevorzugter Lebensraum gefährdeter Arten
hinsichtlich FtächenverLust und Qualität gefährdet
vielerorts bereits ausgelöscht
bedingt regenerierbar (bis 15 Jahre)
Rote Liste Gefährdungskategorie 3, gefährdet
hinsichtlich FlächenverLust stark gefährdet
Bestände mit typischer Qualität stark gefährdet
schwer regenerierbar (15-150 Jahre)
Rote Liste Gefährdungskategorie 2, stark gefährdet
geschützte Biotoptypen nach FFH-RL, §21 Landesna-
turschutzgesetz (LNatSchG), §30 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG): Biotope mit einer Bedeu-
tung für die NaturschutzzieLe
Lebensraumtyp nach Anhang I der FFH-RL
von hohem Flächenverlust bzw. von vollständiger
Vernichtung bedroht
Biotope typischer Ausprägung von vollständiger
Vernichtung bedroht
kaum regenerierbar (>150 Jahre)
Rote Liste Gefährdungskategorie l, von Vernichtung
bedroht

geschützte Biotoptypen nach FFH-RL, §21 des
LNatschG, §30 und 31 BNatSchG; Biotope mit be-
sonderer Bedeutung für die Naturschutzziele
prioritärer Lebensraumtyp nach Anhang I der FFH-RL
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Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Biotope, die dem gesetzLi-
chen Schutz nach § 21 Landesnaturschutzgesetz oder § 30 Bundesnaturschutz-
gesetz unterliegen. Natürliche, naturnahe oder bedingt regenerierbare Biotope
finden sich ebenfalls nicht im PLangebiet, weshalb die Wertstufen 2, 3 und 4
nicht vergeben werden können.

Die übrigen klei'nräumig vorhandenen GehöLzfLächen aus nichtautochthonen
Arten, sowie die Rabattenflächen haben aufgrund ihrer starken anthropogenen
Prägung, ihres verminderten Arteninventars mit häufigen und weit verbreiteten
Arten sowie der mehr oder weniger intensiven Nutzung bzw. Pflege Lediglich
eine allgemeine ökologische Bedeutung und werden der Wertstufe "l" zugeord-
n et.

Die VerkehrsfLächen und Gebäude im Untersuchungsgebiet sind bereits heute
ohne Biotopwert und werden in die Wertstufe "0" eingestuft.

Die naturschutzfachLiche Werteinschätzung erfolgt unabhängig davon, ob die
Bestände oder Teile der Bestände auf Grund von Baumschutzverordnungen ei-
nern Bestandsschutz unterliegen. Hier sind bei Veränderungen der Biotope
durch bauliche Maßnahmen die einschlägigen Regelungen der betreffenden
Satzungen, Verordnungen bzw. Gesetze zu beachten.

In folgender Tabelle werden die im Untersuchungsgebiet aufgenommenen Bio-
toptypen aufgelistet und bewertet.

Tabelle 4: Biotoptypen im Plangeblet des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafen-
spitze" der Stadt Heiligenhafen

Biotop-Nr. Biotopcode
BRD

Biotoptyp
BRD

Schutz/ Ge-
fährdung1)

Werti
gkeit

4l. Feldgehölze, Gebüsche, Hecken und Gehölzkulturen
123, 124, 133 41.04.01 Flächige Gehölzanpflanzung -; */ */ *

aus überwiegend nicht
autochthonen Arten

148 41. 05 -; 3/* /3EinzeLbäume, Baumreihen
und Baumgruppen

51. Kleine, unbefestigte Freiflächen des besiedelten Bereichs
127, 137, 140, 51. 03 Anpflanzungen und Rabatten -; */ */ *
143, 145, 147
52. Verkehrsanlagen und Plätze
116 52. 01
110, 135, 136 52.02.01

122, 126, 144, 52.03.01
150
109, 128, 129, 52. 04. 02
131, 138
90, 130, 132, 52.04.03

Versiegelte Straße

versiegelter Weg
versiegelter Platz

Hafenanlage, Kai

Anlegesteg aus Holz

-; */ v *
-; */ v *
-; */ v *

-; */ v *

-; v */ *
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Biotop-Nr. Biotopcode
BRD

Biotoptyp
BRD

Schutz/ Ge-
fährdung1)

Werti
g keit

53. Bauwerke

125, 134, 141, 53. 01
142, 146, 149,
151, 153, 154,
156,

Gebäude -; */ v *

l) Schutz: § - nach § 21 LNatSchG/§ 30 Bundesnaturschutzgesetz gesetzlich geschützter Biotop; (§) -
nach § 21 LNatSchG/§ 30 Bundesnaturschutzgesetz gesetzlich geschützter Biotop, der in seiner
konkreten Ausprägung nicht den Kriterien des gesetzlichen Schutzes gemäß MINISTERIUM FÜR UMWELT,
NATUR UND FORSTEN (1998) entspricht; Gefährdung; FL - Gefährdung durch direkte Vernichtung; QU -
Gefährdung durch qualitative Veränderungen; rG - regionale Gefährdung = Gesamteinschätzung aus
FL und QU für abgegrenzte Regionen gemäß RIECKEN et ai. (1994): Rote Liste der gefährdeten Bi'o-
toptypen der Bundesrepublik Deutschland.

Die DarsteLLung der ausgegrenzten Biotope und deren Bewertung zeigen die
folgenden beiden Abbildungen.
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Flachwasserzonen der Ostsee

04. 02.02 Benthal der Flachwasserzone der Ostsee
mit Fein-bis Hfttf'l'andsubstrat,
makrophytenarm

Feldgehibe, Gebüsche, Hecken und Geholzkulturan

41. 05 Einzelbaume, Baumreihen und

Baumgruppen

Feldgehälze, Gebüsche, Hecken und Gehölzkulturen

41. 04. 01 Flächige Gehölzanpflanzung aus
überwiegend nicht autachthonen Arten

Kleine, unbefestigte Freiflächen im besiedelten
Bereich

51. 03 Anpflanzungen und Rabatten

Verkehrsanlagen und Plätze

52. 01 Versiegelte Sb-aße

52.02.01 Versiegelter Weg

52. 03.01 Versiegelter Platz

52. 03.03 Platz mit geschottertem Belag

52. 04. 02 Hafenanlage, Kai

52.04.03 Hobsteg

Bauwerke

53.01 Gebäude

Nr. einer Biotopstruktur

Brutplätze gefährdeter Vogelartenfrutplätze

.
AC) l AF. Austernfischer

Abb. 8 | M 1:2.000 i.O. | 02. 09. 2009 | Sy/Kan
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Bi'oto verbünd
Der Hafenbereich mit seiner stark baulich geprägten und intensiv genutzten
Bi'otopstruktur hat nur eine geringe Bedeutung für den Bi'otopverbund.

Im'Zuge der 27. Änderung des FLächennutzungspLans wurde auch für die Fläche
des PLangebietes der Bestand an gefährdeten und besonders geschützten Brut-
vögeln und Nahrungsgästen erfasst (BÜRO FÜR ÖKOLOGISCHE STUDIEN, DR. NORBERT
BRIELMANN 2005 und 2006). Eine Kartierung der Zug- und Rastvögel im Bereich
der Wasserflächen von Hei'Ligenhafen, die u.a. die Wasserflächen des Jachtha-
fens und östlich außerhalb der HafenmoLe erfasst hat, liegt für Winter bis Früh-
jähr 2008 und den Herbstzeitraum 2009 vor (BÜRO FÜR ÖKOLOGISCHE STUDIEN, DR.
NORBERT BRIELMANN 2009) und wird derzeit noch für den Winterzeitraum
2009/2010 weiter durchgeführt.

Brutvögel
Die BrutvogeLkartierung 2006 ordnet die im PLangebiet der 27. Änderung des
Flächennutzungsplan auftretenden BrutvögeL dem jeweiligen Ort ihrer Beobach-
tung in Form der ausgegrenzten und nummerierten Biotope zu. Danach gab es
im Jahr 2006 auf der Hafenmole (Biotop 128), einem Biotop in unmittelbarer
Nähe des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze", einen
Brutnachweis für den als gefährdet eingestuften Austernfischer.

Weiterhin wurde auf der ebenfalls dem Geltungsbereich benachbarten Mole ent-
lang der Kutterbrücke (Biotop 129) ein FLußuferläufer als Nahrungsgast beo-
bachtet.

Für die in geringem Umfang beobachteten Wat- und Wasservögel ist dabei eine
Gewöhnung an die Störungen aus dem Jachthafen und Hafenbereich (Bootsver-
kehr) sowie von den angrenzenden PromenadenfLächen (Besucherverkehr) fest-
zustellen.

Für die übn'gen im Geltungsbereich nur in geringem Umfang vorhandenen Vege-
tationsfLächen wie Rabatten und Gehölzstrukturen wurden keine Brutvögel ver-
zeichnet.

Insgesamt kann eingeschätzt werden, dass das engere Gebiet des Bebauungs-
plans Nr. 78 "Hafenspitze" nur eine geringe Bedeutung als Brutgebiet für Vögel
hat.

Rast- und Zugvögel
Die im Verlauf der Bobachtungen von Winter bis Frühjahr 2008 sowie im Herbst
2009 ermittelten Zug- und Rastbestände im Bereich des Jachthafens und der
Wasserfläche östlich vor der Hafenmole zeigen eine Nutzung der Fläche durch
Reiherente, Stockente, Tafelente, Bergente, Schellente, BLesshuhn, Höcker-
schwan, SiLber-Möwe, Mittelsäger, Kormoran, Austernfischer, RothaLstaucher,
Haubentaucher und Zwergtaucher.

Die Rast- und Zugvögel nutzen die oben bezeichneten Wasserflächen in unter-
schiedlicher Frequenz. Eine Abhängigkeit der Nutzung von den Belegungszeiten
des Sportboothafens ist dabei deutlich festzustellen. So werden die Wasserflä-
chen des Hafens sowohl im April, wenn die ersten Segelboote wieder im Jacht-
hafen vertäut werden als auch im September und Oktober, wenn der Bootsbe-
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trieb noch nicht eingestellt ist, gar nicht bzw. nur von störungsunempfindli-
chen Arten wie BLeßhuhn und Höckerschwan in geringer Anzahl frequentiert.

Mit dem Ende der Jachthafensaison treten dann auch die anderen Arten zwi-
sehen den leeren Stegen des Jachthafens auf. Eine Gewöhnung der Arten an die
Störreize der an Land auch in der Nachsaison verbleibenden Nutzungen, wie
einzelne Spaziergänger auf der Hafenpromenade rund um die Hafenspi'tze, be-
steht dabei schon heute.

Eine deutlich veränderte RastpLatznutzung ist für Eiswinter mit einer nahezu
vollständig geschlossenen Eisdecke zu erwarten. Es werden dann sehr wahr-
scheinlich verstärkt die eisfrei gehaltenen Fahrrinnenberekhe im Hafen von
Hei'tigenhafen zur Rast genutzt. Für eine solche Wetterlage ist davon auszuge-
hen, dass sich eine wesentlich erhöhte Individuenzahl aus der gesamten Region
um den Fehmarnsund im Bereich des Hafens von HeiLigenhafen konzentriert.
Während solcher Wetterlagen ist jedoch gleichzeitig aufgrund der Nebensai'son
auch mit einer geringen Nutzung sowohl im Hafen selbst als auch an Land im
Bereich der Hafenspitze sowie der Promenaden zu rechnen. Vor dem Hinter-
grund sinkender FLuchtdi'stanzen der Arten bei extremen Witterungserscheinun-
gen besteht eine Gewöhnung der Arten an die verbleibenden Störreize.

Grundlagen
LandschaftsrahmenpLan (2003); Ausgrenzung gesetzlich geschützter Biotope,
Landesamt für Natur und Umwelt (2008); Gutachten zur Bestandserfassung und
Bewertung der Biotope, Vögel, Flora/Vegetation zur 27. Änderung des Flächen-
nutzungspLans der Stadt Heiligenhafen durch das Büro für ökoLogische Studien,
Dr. Norbert Brielmann (2006); Beurteilung der Vertrag Lich keit des Vorhabens
"27. Änderung des FLächennutzungsplans der Stadt Heiligenhafen" mit den
ErhaLtungs- und SchutzzieLen der Europäischen Schutzgebiete: SPA "Östliche
Kieler Bucht" (DE 1530-491), SAG "Meeresgebiet der östlichen Kieler Bucht" (DE
1631-392), SAG "Küstentandschaft Nordseite der Wagrischen Halbinsel" (DE
1631-393) (FFH-VerträgLichkei'tsstudie) durch das Büro für ökologische Studien,
Dr. Norbert Brielmann (2008); Seebrücke Hei'ligenhafen, Bestandserfassung und
Bewertung der Zug- und Rastvögel im Winter/Frühjahr 2008 sowie im
Herbst/Winter 2009 durch das Büro für ökologische Studien, Dr. Norbert BrieL-
mann (2009).

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Keine.

Ziele des Umweltschutzes
Gemäß § l Abs. 2 Nr. 1-3 und Abs 3 Nr. 5 Bundesnaturschutzgesetz ist zur Si-
cherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts die biologische Vielfalt zu
erhalten und zu entwickeln. Sie umfasst die Vielfalt an Lebensräumen und Le-
bensgemeinschaften, an Arten sowie die genetische Vielfalt innerhalb der Ar-
ten.

Weiterhin sind die wild lebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemein-
schaften als Teil des Naturhaushalts in ihrer natürlichen und historisch gewach-
senen Artenvi'eLfaLt zu schützen. Ihre Biotope und ihre sonstigen Lebensbedin-
gungen sind zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln oder wiederherzustellen.
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Dazu gehört, dass auch im besiedelten Bereich noch vorhandene Naturbestände,
wie Wald, Hecken, Wegrai'ne, Saumbiotope, Bachläufe, Weiher sowie sonstige
ökologisch bedeutsame KLeinstrukturen zu erhalten und zu entwickeln sind.

Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden PLanungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Bioto e Bioto verbünd
Durch die Planungen des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" wird die bauti-
ehe Nachverdichtung von vorhandenen Siedlungsflächen vorbereitet. Damit
kommt es zu kleinräumigen Verlusten oder Veränderungen von Biotopen und
damit Lebensräumen. Davon sind ausschließlich Biotope ohne oder mit allge-
meiner ökologischer Bedeutung für den Naturschutz betroffen.

ErhaLtenswerte Landschaftsbestandteile wie Knicks, alte und seltene Bäume,
Baumbestände oder ALLeen sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Das Risiko von erheblichen Auswirkungen auf gefährdete bzw. geschützte PfLan-
zenarten sowie den Biotopverbund wird aufgrund der Biotopausstattung und der
bereits vorhandenen Nutzungsintensität als gering bewertet.

Vögel
Brutvöget
Mit der" Umsetzung der Projekte des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" wer-
den aufgrund der heute bereits nicht festzustellenden Nutzung des unmittelba-
ren PLangebietes durch BmtvögeL oder Nahrungsgäste sowie des Fehlens geeig-
neter Brutbiotope oder Nahrungshabitate keine nachteiligen Veränderungen
erwartet. Für gegebenenfalls doch auftretende BrutvögeL ist ein Ausweichen auf
andere Habi'tate in der Umgebung wahrscheinlich. Gegebenenfalls geeignete
Bruthabitate wie Hecken oder Einzelbäume für die im Siedlungsraum typischer-
weise anzutreffenden Brutvogelarten stehen auch mit Umsetzung der Planung
im PLangebi'et selbst oder im Umfeld des Vorhabens weiterhin zur Verfügung.

Überfliegende Vögel werden durch die Baumaßnahmen nicht beeinträchtigt.
Darüber hinaus sind schon heute Vorbelastungen durch Bebauung, Versiege-
lung, Autoverkehr oder ErhoLungsnutzung vorhanden.

Zug- und RastvögeL
Aufgrund der bereits vorhandenen Bebauung der Hafenspitze sowie der vorhan-
denen nutzungsbedingten Störungen durch den Hafenbetrieb und die Promena-
den sind durch die mit der Planung zu erwartenden baulichen Veränderungen
keine erheblichen Auswirkungen auf Zug- und RastvögeL zu erwarten.

Artenschutz
Im Rahmen des BebauungspLanverfahrens ist zu überprüfen, inwiefern die Pla-
nung Entwicklungen ermöglicht, denen artenschutzrechtLiche Verbote gemäß

44" Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) entgegenstehen. Dabei beziehen sich
die artenschutzrechtLichen Verbote gemäß § 44 BNatSchG auf die Vorhabenszu-
lassung im Bauantragsverfahren. Im Rahmen des Bebauungsplanes ist abzuprü-
fen, inwiefern artenschutzrechtLiche Anforderungen beachtet werden oder er-
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forderlichenfalls durch Festsetzungen u. a. überwunden werden können. Die ggf.
erforderliche Befreiung ist erst für das Vorhaben, noch nicht für den Bebau-
ungsplan zu beantragen.

ArtenschutzrechtL-iche Fragestellungen können insbesondere durch Brutvorkom-
men im Plangebiet auftreten, weil alle europäischen VogeLarten zu den beson-
ders geschützten Arten gehören. Wie oben dargelegt, ist allerdings zu vermu-
ten, dass das PLangebiet selbst keine Brutreviere aufweist bzw. wenn aufgrund
der wenigen vorhandenen Vegetationsstrukturen nur typischerweise in Si'ed-
lungsgrün brütende und allgemein weit verbreitete Vogelarten potentiell hier
brüten.

Ein Verstoß gegen das Verbot nach § 44 Abs. l Nr. l BNatSchG (Tötungsverbot)
wird nicht drohen, weil zu erwarten ist, dass die betroffenen Vögel den Bauar-
heiten ausweichen und auch später nicht durch den Betrieb der baulichen Anla-
gen getötet werden. Darüber hinaus kann ein Verstoß gegen das Tötungsverbot,
das auch Gelege und Jungvögel umfasst, vermieden werden, indem ggf. erfor-
derLiche FäLL- und Rodungsmaßnahmen von Hecken oder Gehölzen außerhalb der
Brutzeit stattfinden.

Auch ein Verstoß gegen das Verbot nach § 44 Abs. l Nr. 2 BNatSchG (Störungs-
verbot während bestimmter Zeiten) kann vermieden werden, wenn ggf. erforder-
liche Fäll- und Rodungsarbeiten außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit stattfin-
den. In diesem Zusammenhang ist weiterhin anzunehmen, da es sich wenn
überhaupt um allgemein weit verbreitete Vogelarten des SiedLungsgrüns han-
delt, die hier brüten, dass keine erhebliche Störung vorliegen wird und sich der
Erhaltungszustand der Lokalen Populationen, die in HeU-igenhafen auftreten,
aufgrund der geringen Größe des Plangebi'etes und damit des Störungsbereiches
nicht verschlechtern wird.

Ein Verstoß gegen das Verbot nach § 44 Abs. l Nr. 3 BNatSchG (Beschädigungs-
verbot geschützter Lebensstätten) kann ebenfalls vermieden werden, wenn ggf.
erforderliche FäLL- und Rodungsarbeiten außerhalb der Brutzeit stattfinden. Bei
Arten, die Lebensstätten (z. B. Vogelnester) regelmäßig wechseln und nicht
erneut nutzen, stellt die Zerstörung oder Beschädigung der Lebensstätte außer-
halb der Nutzungszeiten keinen Verstoß gegen den Lebensstättenschutz gemäß
§ 44 Abs. l Nr. 3 BNatSchG dar. Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans
bleiben geringe Anteile von Grundstücksfreiflächen gesichert. Damit wird die
Funktion des Gebietes als Lebensstätte gewahrt.

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Zur Vermeidung und Minderung negativer Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere
ist die Vorgabe zu beachten, dass erforderliche BaumfäLLungen gemäß § 27 a
Landesnaturschutzgesetz nicht in der Zeit vom 15. März bis zum 30. September
erfolgen dürfen. Dadurch kann eine Vernichtung von möglichen BrutvogeLgele-
gen weitgehend ausgeschlossen werden.

Da ausschließlich Biotope mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz (ge-
maß Gemeinsamer RunderLass des Innenministeriums und des Ministeriums für
Umwelt, Natur und Forsten, 1998) von der Planung betroffen sind und damit
keine erheblich negativen Auswirkungen für das Schutzgut Arten und Lebens-
gemei'nschaften vorliegen, sind in Anlehnung an die Ei'ngriffsregelung keine
AusgLeichsmaßnahmen erforderlich.
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Der Ausgleich von ggf. erforderlichen Baumfällungen wird im nachgeordneten
Genehmigungsverfahren durch die Baumschutzsatzung der Stadt HeiLigenhafen
geregelt.

Gemäß § 7 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) gehören alle europäischen
Vogelarten zu den besonders geschützten Arten. Dementsprechend greifen die
Bestimmungen des § 44 BNatSchG Abs. l, die u.a. verbieten,

l. wild Lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

2. wild Lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vo-
geLarten während der FortpfLanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt
vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der Lokalen Popu-
Lati'on einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild Lebenden Tiere der besonders
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu
zerstören,

Wie oben dargelegt kann ein Eintreten artenschutzrechtLicher Verbotstatbestän-
de durch Bauzeitenregelungen vermieden werden. Festsetzungen zu Bauzeiten-
regelungen erfolgen nicht. Derartige artenschutzrechtli'che Auflagen können im
Bauantragsverfahren festgelegt werden und sind als Vorkehrungsmaßnahmen
geeignet, ' einen drohenden Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. l
BNatSchG abzuwenden. Eine Ausnahme oder Befreiung von § 44 BNatSchG wer-
den danach nicht erforderlich.

3. 2. 3 Auswirkungen auf den Boden

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
GeoLo ie
Das PLangebiet der Hafenspitze Liegt am nördlichen Rand des nach Süden an-
steigenden Moränengürtels, auf dem die Stadt Heili'genhafen Liegt. Der Höhen-
rücken des östlichen Hügellandes markiert dabei den Rand des Inlandeises wäh-
rend der Letzten KaLtzeit, etwa von 120.00 bis 20.000 v. Chr..

Nördlich vorgelagert befindet sich die Anlandungsküste mit dem Stein- und
Graswarder vor Hei'ligenhafen.

Um 1970 erfolgte die Aufspülung der bis dahin als Hafeneinfahrt genutzten
"Fischerrinne" zwischen dem Steinwarder und dem Graswarder, die Herstellung
des Straßendamms von der Stadt HeiLigenhafen zum Steinwarder und der Aus-
bau des Jachthafens. Der Binnensee wurde durch die Aufspülung und die Errich-
tung des Straßendamms bei'dseitig von der freien Ostsee abgeschnürt. Die Land-
flachen des Plangebietes wurden in diesem Zuge durch Aufspülungsmaßnahmen
vergrößert.
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Boden
Im Bereich der Hafenspitze finden sich keine natürlichen Bodenverhältnisse
mehr. Durch die Fassung der Hafenanlagen mit den vorangegangenen Aufspü-
lungsmaßnahmen sowie die starke bauliche Prägung sind die Böden insgesamt
als stark anthropogen überformt einzuschätzen.

Versiegelung

Im Geltungsbereich sind derzeit ca. 15. 785 qm der Flächen durch Baulichkeiten,
NebenanLagen oder als Verkehrs- und Promenadenflächen versiegelt. Dies stellt
einen Anteil von 89% dar.

Grundlagen
örtliche Erhebung, Landschaftsplan (Hess 1992), LandschaftsrahmenpLan für
den Planungsraum II (2003).

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Keine.

Ziele des Umweltschutzes
Mit Grund und Boden soll gemäß § la Abs. 2 BauGB sparsam und schonend
umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-
nähme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der EntwickLung
der Gemeinde insbesondere durch Wi'edernutzbarmachung von Flächen, Nach-
Verdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.

Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden PLanungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Durch die Planungen des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" wird die bauli-
ehe Nachverdichtung vorhandener SiedLungsflächen vorbereitet. Damit gehen
kLeinflächi'g negative Auswirkungen wie Versiegelung und Uberbauung von bis-
lang unbefestigten Böden einher.

Die negativen Auswirkungen werden aufgrund der Vorbelastung durch vorhan-
dene Bebauung und Versiegelung gering ausfallen.

Die Tabelle l (vgl. S. 8) zeigt die BodenversiegeLung im Bestand (nach Realsi-
tuation) und die Tabelle 2 (vgL S. 37) die Bodenversiegelung gemäß der ge-
planten Festsetzungen (Planung).

Insgesamt bereiten die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze"
eine Neuversiegelung von 915 qm vor, das entspricht 5% des Geltungsbereichs.

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Auf die erheblichen negativen UmweLtausw-irkungen, die mit der geplanten Bo-
denversiegelung verbunden sind, und die Anforderung, diese zu vermeiden, zu
verringern bzw. zu kompensieren, wird mit Festsetzungen reagiert, die das Maß
der BodenversiegeLung durch Baukörper, Nebenanlagen und befestigte Flächen
auf das unbedingt notwendige Maß beschränken:
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Ausweisung von engen Baugrenzen mit Festlegung der maximal zulässigen
GrundflächenzahL (GRZ) für die erforderlichen Baukörper (größtenteils ori-
entieri: am Bestand).

Begrenzung der Nebenanlagen durch Festlegung der maximal zulässigen
Gesamtversiegelung Baukörper (größtenteils orientiert am Bestand).

Festlegung zur Ablösung des Ausgleichsbedarfs außerhalb des GeLtungsbe-
reiches des Bebauungsplans über eine Ökokontoftäche der Stiftung Natur-
schütz Schleswig-Holstein.

3. 2.4 Auswirkungen auf das Wasser

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans existieren keine OberfLächengewässer.
Das PLangebiet wird entlang der HafenanLagen nördlich und südlich von den
Wasserflächen der Ostsee begrenzt.

Laut Schreiben des Landesbetriebs für Küstenschutz, Nationalpark und Meeres-
schütz Schleswig-HoLstein, Betriebsstätte Kiel vom 08. 01. 2008 sind Gebiete
unterhalb von +3, 50 m NHN, die im Einflussbereich der Ostsee Liegen, hochwas-
sergefährdet und als potentielle Überschwemmungsgebiete kenntlich zu ma-
chen.

Aufgrund des vorhandenen Geländeniveaus zwischen etwa +1, 20 m NHN und
+2, 50 m NHN gehört das PLangebiet zu diesem durch Hochwasser gefährdeten
Bereich und wird entsprechend nachrichtii'ch gekennzeichnet.

Es ist davon auszugehen, dass aufgrund der geringen topografischen Höhe des
Plangebietes das Grundwasser nah unter der GeLändeoberkante anzutreffen ist.

Die vorhandene Versiegelung wirkt sich als Vorbelastung auf den Wasserhaus-
halt aus. Das NiederschLagswasser, das auf den versiegelten Flächen anfäLLt,
wird heute bereits der Regenkanalisati'on zugeführt. Die Hafenbecken füngieren
als Vorfluter und nehmen das gesammelte Niederschlagswasser auf. Lediglich
das Niederschlagswasser, das auf den unversiegelten Flächen anfällt versickert
vor Ort.

Im Geltungsbereich sind keine Wasserschutzgebiete ausgewiesen, die bei der
Planung zu beachten wären.

Hinweise auf stoffliche Belastungen des Grundwassers liegen nicht vor.

Grundlagen
örtliche "Erhebungen, Landschaftsplan (Hess 1992), Landschaftsrahmenplan
(2003).

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Keine.
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Ziele des Umweltschutzes
Die Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist mit dem Ziel einer nachhaltigen
Entwicklung im Sinne von § l Abs. 5 BauGB so zu verfolgen, dass auch nachfol-
genden Generationen ohne Einschränkungen alle Optionen der Gewässernutzung
offen stehen.

Nach § 5 Abs. l des WasserhaushaLtsgesetzes (WHG) sind nachteilige Verände-
rungen der Gewässereigenschaften zu vermeiden, eine mit Rücksicht auf den
Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzusteLLen, die
Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und eine Vergrößerung und
Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.

Ziel ist, das anfallende NiederschLagswasser soweit möglich auf unbefestigten
Flächen zur Versickerung zu bringen.

Zum Hochwasserschutz nennt die § 5 Abs. 2 des WasserhaushaLtsgesetzes (WHG)
die Verpflichtung geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen
HochwasserfoLgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die
Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Um-
weit oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

Den Hochwasserschutz regeln die §§ 72 ff. des WasserhaushaLtsgesetzes (WHG).
Gemäß § 78 Abs. 2 WHG kann in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die
Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zugelassen werden, wenn das neu
auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt, eine
Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu
erwarten sind, der HochwasserabfLuss und die Höhe des Wasserstandes nicht
nachteilig beeinfLusst werden, die Belange der Hochwasservorsorge beachtet
sind und die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei einem Bemessungs-
hochwasser keine baulichen Schäden zu erwarten sind.

Bei der Festsetzung von Baugebieten in den überschwemmungsgefährdeten
Gebieten ist der Hochwasserschutz durch bauliche und sonstige Vorkehrungen
auf der Ebene der Vorhabensplanung und im Bauantrag zu präzisieren. Der Lan-
desbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz empfiehlt, der
Gefahr durch Küstenhochwasser insbesondere durch folgende Regelungen Rech-
nung zu tragen:

Gründungen sollten erosionssicher gegen Unterspütung ausgebildet wer-
den.

Die Oberkanten von Erdgeschossfußböden sollten nicht unterhalb von
NHN +3,50 m angelegt werden, um sicher zu stellen, dass Räume zum dau-
ernden Aufenthalt von Personen nur oberhalb von NHN +3,50 m Liegen.
Damit können die aLLgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung
nach § l BauGB erfüllt werden. In diesem Sinne sollte auch eine Nutzung
von Kellern, soweit unterhalb von +3,50 m NHN Liegend, ausgeschlossen
werden.

Die rechtzeitige zentrale ALarmierung und Evakuierung der gefährdeten
Bewohner und Gäste sollte jederzeit durch organisatorische und technische
Vorsorge-Maßnahmen seitens der Gemeinde und Dritter sichergestellt wer-
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den. Die Verfügbarkeit und der Einsatz von Geräten zur Räumung von Ge-
fahrenzonen und gefährlichen oder gefährdeten Gütern sollte entsprechen-
de Berücksichtigung finden.

Zum GefährdungsausgLeich bei Unterschreitung der Höhe von NHN +3,50 m
werden beispielhaft folgende Regelungen im Rahmen der Bauantragsverfahren
vorgeschlagen:

Entsprechende Vorgaben für Sockel, - Brüstungs- oder SchwelLenhöhen,
Lüftungsei'nrichtungen, Lichtschächte etc.

Besondere Sicherungsmaßnahmen oder ein Verbot der Lagerung wasserge-
fährdender Stoffe (Brennstoffe, Chemikalien, Fäkali'en etc. ).

Vorkehrungen zur Sicherung gegen Auftrieb bei LagerbehäLtern, Bauwerken
etc. oder Möglichkeiten zur Flutung.

Besondere Sicherungsmaßnahmen oder Ausschtuss von HaustechnikanLagen
und HausanschLüssen.

Einrichtungen gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsanlagen.

Anordnung von Massivbauwei'sen und Ringankern.

Vorkehrungen für Abwehrmaßnahmen (Abschotten von Tiefgaragen, Ein-
gangen, Kellern oder anderen tiefer liegenden Bereichen durch mobile
Hochwasserschutzwände, Dammbatken, Sandsäcke etc. ).

Ausweisung von Fluchtwegen, Fluchträumen oder höher gelegenen Sam-
melplätzen auf mindestens NHN +3,00 m.

Vorkehrungen gegen Wellenschlag, Eisgang und Unterspülung insbesondere
bei Glasfassaden etc.

Errichtung von Gebäuden auf Warfen.

Es wird der Hinweis gegeben, dass in Fällen der Überflutung gegenüber dem
Land Schleswig-Holstein keine Schadensersatzansprüche geltend gemacht wer-
den können. Eine Verpflichtung des Landes SchLeswig-HoLstein zum Schutz der
Küste und zum Hochwasserschutz besteht nicht. Bei Ausweisung von Baugebi'e-
ten in gefährdeten Gebieten bestehen gegenüber dem Land keine Ansprüche auf
Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutzmaßnahmen.

Die oben beispieLhaft beschriebenen Maßnahmen zum Sach- und Personen-
schütz gegenüber Überschwemmungen sind durch den Bauherren zu berücksich-
tigen und sicherzustellen. Eine Prüfung im Bauantragsverfahren wird nach Bau-
ordnungsrecht nur für Sonderbauten (hier Hotel) erfoLgen. Alle weiteren
Vorhaben werden im vereinfachten Verfahren bzw. GenehmigungsfreisteLLungs-
verfahren gem. Landesbauordnung (LBO) zu beurteiLen sein. Für die Hochwas-
serschutzsicherung verantwortlich ist der jeweilige Bauherr
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Entwicklungsprognose bei Ni'chtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden Planungsrecht heraus nicht zu
erwarten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Im Zusammenhang mit der durch die Planung sich ergebenden geringfügig zu-
sätzLichen Oberflächenversiegelung erfolgen keine erhebLich negativen Umwelt-
auswirkungen im Vergleich zum Bestand.

Im Zuge von Baumaßnahmen können baubedingt erhebliche Beeinträchtigun-
gen des Grundwassers wegen des geringen Grundwasserflurabstandes sowie der
hohen Durchlässigkeit des sandigen Untergrundes auftreten, bspw. durch
Leckagen von Baufahrzeugen.

Weiterhin kann es im Zuge der Gründung geplanter Bauwerke zu Grundwasserab-
Senkungen kommen, ggf. auch mit Auswirkungen auf angrenzende Vegetation.

Im Falle eines Hochwasserereignisses bei Sturmflut können in den geplanten
Baugebieten Gefährdungen für die menschliche Gesundheit oder Sachschäden
auftreten. Diese nachteiligen Auswirkungen sollen durch erosionssichere Grün-
düngen und die Berücksichtigung einer Fußbodenhöhe für Schlafräume von
mindestens +3, 50 m NHN eingegrenzt werden. Eine nachteilige Beeinflussung
des ggf. auftretenden HochwasserabfLusses durch die Planungen kann ebenfalls
durch geeignete Maßnahmen weitgehend ausgeschlossen werden.

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Der Bebauungsplan reagiert auf die oben genannten UmweltzieLe sowie die er-
heblichen negativen Umweltauswirkungen, die sich auf den Wasserhaushalt
auswirken können, sowie die Anforderung, diese zu vermeiden, zu verringern
bzw. zu kompensieren, mit Festsetzungen, die das Maß der Bodenversiegelung
beschränken sowie Festlegungen, die auf die Uberflutungsgefährdung im Gebiet
reagieren:

Begrenzung der Ausnutzbarkeit der Baugrundstücke durch Festlegung der
maximal zulässigen GrundflächenzahLen (GRZ) für die erforderlichen Bau-
körper sowie durch Begrenzung der NebenanLagen durch Festlegung der
maximal zulässigen GesamtversiegeLung.

Festlegung der Fußbodenhöhe von SchLafräumen im überflutungsgefährde-
ten Bereich bei mindestens +3, 50 m NHN.

3. 2.5 Auswirkungen auf Klima und Luft

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
GroßkLimatisch gehört das PLangebiet zum kontinental bestimmten Ostseekü-
stenklima. Das Klima dieses Raums ist durch den temperaturstabiLisierenden
EinfLuss der Ostsee, eine höhere Luftfeuchtigkeit und eine stärkere Wi'ndexposi-
tion geprägt.

Die Höhenzüge der Holsteinischen Schweiz im Westen führen zu einer weitge-
henden Auflösung der Wolkendecke, wodurch nördlich des OLdenburger Grabens
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vergleichsweise geringe Niederschlagsmengen zu verzeichnen sind. Die mittlere
Niederschlagsmenge beträgt im Landesmittet 720 mm und in HeiLigenhafen 620
bis 625 mm.

Die Hauptwindrichtung ist West/Südwest, insbesondere im Winter und im Früh-
jähr weht der Wind jedoch auch Längere Zeit aus östlicher Richtung. Die Ostsee
erfüllt im Herbst als Wärmelieferant eine ausgleichende klimatische Funktion
(Hess1992).

Im PLangebiet ist davon auszugehen, dass trotz des vergleichsweise hohen Ver-
siegelungsanteit im Geltungsbereich aufgrund der umgebenden Frei- und Was-
serfLächen weitgehend klimatische Freilandverhältnisse vorliegen. Durch die
Windverhältnisse an der Ostsee herrschen sehr gute klimatische Austauschbe-
dingungen.

Gegebenenfalls können bei windstillen, sonnigen Wetterlagen auf den vorhan-
denen versiegelten Flächen kleinftächig verstärkte Erwärmungen durch die Auf-
heizung der Oberflächen stattfinden und die klimatische Ausgangssituation
leicht vorbelasten. Das PLanungsgebiet unterliegt jedoch im Allgemeinen keinen
klimatischen Belastungen.

Im Zusammenhang mit der Straße Am Jachthafen treten geringfügige lufthygi'e-
msche Vorbelastungen aus Verkehr auf. Es wird davon ausgegangen, dass diese
nicht erheblich sind und die Werte unterhalb der geltenden Immissionsschutz-
werte der 22. BImSchV Liegen. Hierzu Liegen jedoch keine konkreten Messdaten
vor.

Es wird auch davon ausgegangen, dass die Lufthygi'enischen Vorbelastungen
keine negativ verstärkenden Wirkungen auf die LokaLkLimatische Situation ha-
ben.

Grundlagen
LandschaftspLan (Hess 1992), örtliche Einschätzung.

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Die Einschätzung erfolgt auf Grundlage aLLgemeiner Annahmen und keiner Be-
rechnungen oder Messungen.

Ziele des Umweltschutzes
Gemäß § l Abs. 5 BauGB sollen BauLeitpLäne dazu beitragen, eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen
und zu entwickeln, auch in Verantwortung für den allgemeinen KLimaschutz.

Das Bundesnaturschutzgesetz nennt in § l Abs. 3 Nr. 4 das Ziel, Luft und Klima
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen,
insbesondere Flächen mit günstiger Lufthygienischer oder klimatischer Wirkung
wie Frisch- und KaltLuftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen zu erhal-
ten, zu entwickeln oder wiederherzustellen.

Bei Luftverunreinigungen sind die Immissionsschutzwerte der 22. BImSchV
einzuhalten.
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Entwi'cklungsprognose bei Nlchtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähi'gkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden Planungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Durch die Planungen des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" wird im we-
sentLichen die Änderung der Bebauung bzw. die Bebauung bisher bereits versie-
gelter Flächen vorbereitet.

Erhebliche Auswirkungen auf das Klima, hier insbesondere auch auf das BiokLi-
ma, sind von den geplanten Nutzungsänderungen aufgrund der günstigen Aus-
gangsbedi'ngungen, der angrenzenden Frei- und Wasserflächen sowie der Lage
in Meeresnähe jedoch grundsätzlich nicht zu erwarten. Die kLimatische Grundsi-
tuation wird durch die Planungen nicht verändert.

Eine relevante Erhöhung der lufthygi'enischen Belastung aus Verkehr aufgrund
der Zunahme der VerkehrsbeLegung im Planbereich durch die Realisierung zu-
sätzlicher Bebauung ist im Vergleich zu dem vorhandenen Verkehrsaufkommen
nicht zu erwarten.

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Die durch den Bebauungsplan vorbereitete zusätzliche Bebauung und Bodenver-
siegeLung wirkt sich wie oben beschrieben nicht erheblich negativ auf das Klima
aus.

3. 2. 6 Auswirkungen auf die Landschaft

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
Das Plangebi'et an der Hafenspi'tze ist flach und zeigt keine auffällige Relief-
entwicklung. Das Geländeniveau bewegt sich zwischen etwa +1, 20 und +2, 50 m
NHN. Das Gebiet fällt von der Hafenpromenade am Kommunalhafen im Süden
nach Norden zurJachthafenpromenade Leicht ab.

Der Blick auf die Ostsee bzw. die Hafenan lagen des Kommunal- oder des Jacht-
hafens ist von den umlaufenden PromenadefLächen im Gebiet möglich.

Der gesamte Geltungsbereich, der durch die Straße Am Jachthafen erschlossen
wird, ist durch die vorhandenen Gebäude und Stellplätze bereits stark anthro-
pogen vorgeprägt. Die Bebauung zeigt derzeit eine ein- bis zweigeschossige
Struktur.

Das PLangebiet ist heute bereits als Hafengebiet vorgeprägt. Kennzeichnend ist
ein sehr hoher VersiegeLungsgrad im Bestand. Eine Gliederung des Gebietes
durch Großgrün ist nur entlang der Promenade zum KommunaLhafen vorhanden.
Die Baugrundstücke zeigen derzeit keine Gestaltung durch Großgrün, sondern
lediglich durch niedrige Rabatten. Die dem Jachthafen zugeordnete SteLLplatz-
anläge ist im Bestand durch wenige, kleine BaumpfLanzungen gegliedert.

Nach Darstellung des LandschaftsrahmenpLans handelt es sich beim Planungs-
gebiet um ein Gebiet mit besonderer Erhotungseignung. Die -in jüngster Zeit neu
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hergestellten Promenaden im Geltungsbereich sichern die Erholungseignung im
Gebiet.

Grundlagen
Landschaftsplan (Hess 1992), Landschaftsrahmenplan (2003), örtliche Einschät-
zung.

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Keine.

Ziele des Umweltschutzes
Gemäß § l Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz sind zur dauerhaften Sicherung der
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erhotungswertes von Natur und
Landschaft Insbesondere zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach
ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und
siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen.

ALLgemein gehört hierzu auch, dass darauf zu achten ist, dass sich bauliche
Anlagen in das Ortsbild wie auch in die Landschaft einpassen und bei UmgestaL-
tungen eine Neugestaltung des LandschaftsbiLdes unterstützt wird.

Entwlcklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmi'gungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden Planungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Durch die Planungen des Bebauungsplanes Nr. 78 "Hafenspitze" entsprechend
dem städtebaulichen Konzept wird eine stärkere bauliche Betonung des Hafen-
Umfeldes erreicht, die insbesondere unter Berücksichtigung der vorhandenen
Baulichkeiten und der prägenden Gebäude am südlichen Rand des KommunaLha-
fens keine negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbi'Ld hat. Die geplante
Zweigeschossigkeit der Bebauung orientiert sich am Bestand und ordnet das
Stadtbild auf der Hafenspi'tze. Die geplanten viergeschossigen Eckbetonungen
an der nördlichen Kante des Kommunalhafenbeckens setzen attraktive Markie-
rungen im Gebiet.

Veränderungen des Baumbestandes werden durch die Vorgaben der Baumschutz-
Satzung der Stadt Heih'genhafen zu ErsatzpfLanzungen, die zu beachten sind,
ausreichend abgedeckt.

Bedeutsame Sichtbeziehungen werden nicht beeinträchtigt. Die Blickbeziehun-
gen auf die Ostsee und den gegenüberliegenden Graswarder bzw. die Hafenan-
lagen des Kommunalhafens und des Jachhafens entlang der Promenaden bLei-
ben erhalten. Auch die Funktion des Gebietes für die Erholung wird nicht
verändert.

Mit dem Neubau des Hotels am Hafen und der MaritimhaLLe sowie der zu erwar-
tenden Neugestaltung der zugehörigen Nebenflächen sind positive Auswirkun-
gen auf das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten, die im Zusammenhang mit
den neugestalteten Promenaden entlang des KommunaLhafens und des Jachtha-
fens eine Aufwertung des gesamten Hafenbereichs bewirken.
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Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Der Bebauungsplan berücksichtigt die oben genannten UmweLtzieLe zum Land-
schaftsbiLd durch die Uberplanung bereits vorhandener, versiegelter und bebau-
ter Flächen.

Um negative Umweltauswirkungen, die mit der geplanten Veränderung des
LandschaftsbiLdes verbunden sind, zu vermeiden, zu verringern bzw. zu kompen-
sieren, reagiert der Bebauungsplan mit Regelungen zur Höhenentwicktung der
Bebauung sowie mit baugestalterischen Vorgaben, die der Einbindung der ge-
planten Bebauung in das Orts- und Landschaftsbild dienen.

Im Einzelnen werden folgende Regelungen zu Vermeidung negativer Auswirkun-
gen sowie zur Neugestaltung des Orts- und LandschaftsbiLdes getroffen:

Höhenbegrenzung der Baukörper.

Begrenzung der Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen und damit Erhalt
von Grundstücksfreiflächen.

Festlegung von Hauptfi'rstrichtungen parallel zu den PromenadenfLächen.

Festlegung von Dach- und FassadengestaLtung.

Begrenzung von WerbeanLagen.

3. 2.7 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
Wohnnutzun

Im PLangebi'et befindet sich derzeit nur im Gebäude Am Jachthafen 8 eine
Wohnnutzung im Obergeschoss des zweistöckigen Gebäudes.

ErhoLun

Die in jüngster Zeit neu hergestellten Promenaden im Geltungsbereich sichern
die ErhoLungseignung im Gebiet.

Lärm
Die Straße Am Jachhafen wird aufgrund ihrer geringen Verkehrsbelegung, die
während der Nachtzeiten noch deutlich absinkt, nicht als erhebliche Lärmquelle
eingeschätzt. Konkrete Angaben hierzu liegen jedoch nicht vor.

Im PLangebiet selber finden sich derzeit keine lärmi'ntensiven Nutzungen.

Die SchaLLtechnische Untersuchung des Gutachterbüros LÄRMKONTOR im Jahr 2009
hat die im Umfeld vorhandenen geräuschrelevanten Nutzungen analysiert und
dargestellt.

Auf das Plangebiet wirken Vorbelastungen durch Geräuschemissionen aus den
unmittelbar angrenzenden Nutzungen

des Jachthafens (Motorengeräusche ein-/ ausfahrender Segelboote, FalLen-
klappern, StellpLatzverkehr),

64



Stadt Heiligenhafen | B-Plan 78 "Hafenspitze" | Begründung 25. 03. 2010

der gewerblichen Nutzungen im Hafen (Motorengeräusche ein-/ ausfahren-
der Fischerboote und AusfLugsboote, Be-/ Entladevorgänge an den Getrei-
desiLos, Anlandung FischhaLLe, Flächengeräuschpegel Sondergebiet Hafen),

des öffentlichen Verkehrs (Straßen, Parkplätze),

der jährlich stattfindenden Open-Air-Festveranstaltungen zum Hafenfest
südlich des Hafens zwischen Fisch halle und Getreidesilos und

der verschiedenen Festveranstaltungen auf dem Kapitän-Wi'Lli-Freter-PLatz
(größtenteils im FestzeLt)

ein.

Die Geräuschsituation wurde in einer SchalLtechnischen Untersuchung des Gut-
achterbüros LÄRMKONTOR im Jahr 2009 durch schaLLtechnische Berechnungen
ermittelt und beurtei'Lt (vgl. Kap. 1.4. 5). Die Ergebnisse zeigen, dass es vor
allem durch den Jachthafen (FalLenkLappern) sowie durch die Veranstaltungen
im Hafenbereich (MusikveranstaLtungen) zu schalltechnischen Konflikten an der
vorhandenen Wohnnutzung im PLangebiet (Am Jachthafen 8) kommt.

Luftverunreim un en
Erhebliche Vorbelastungen durch Luftschadstoffe oder Stäube vor allem aus
Verkehr mit Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind nicht zu erwar-
ten. Es wird davon ausgegangen, dass die Werte unterhalb der geltenden Im-
missionsschutzwerte der 22. BImSchV Liegen. Auch hierzu Liegen jedoch keine
konkreten Messdaten vor.

Den kleinräumig vorhandenen Freiflächen mit ihren Gehölzstrukturen im PLan-
gebiet kommt lediglich eine allgemeine, Lokale Lufthygienische Ausgleichsfunk-
tion zu, weil sie zum Luftaustausch und zur Staubbindung einen Beitrag Leisten.

Gerüche Erschütterun en Strahlun
Vorbelastungen durch Gerüche, Erschütterungen oder Strahlung mit entspre-
chenden Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind nicht erkennbar.

Abfall Abwasser
Derzeit fallen im PLangebiet bedingt durch die vorhandenen Nutzungen bereits
Abfälle und Abwässer an. Diese werden ordnungsgemäß behandelt und entsorgt
(Müllabfuhr, zentrale SchmutzwasserkanaLisati'on, Zuführung zur zentralen Klär-
anläge Lütjenbrode).

Energie
Vorbelastungen durch Energieaufwendung für Gebäudeheizungen u. a. und damit
einhergehende stoffliche Emissionen, die die LuftquaLität und das Klima beei'n-
flussen können, sind im PLangebiet in geringem Umfang durch den vorhandenen
Gebäudebestand gegeben.

Grundlagen
LandschaftspLan (Hess 1992); SchaLLtechnischen Untersuchung zum Bebauungs-
plan Nr. 78 "Hafenspi'tze" in Heiligenhafen durch LÄRMKONTOR (2009); örtliche
Einschätzung.
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Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntm'slücken
Die Einschätzung zu Luftverunreinigungen erfolgt auf Grundlage aLLgemeiner
Annahmen.

Ziele des Umweltschutzes
Gemäß § l Abs. 6 Nr. l Baugesetzbuch sind die allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Ar-
beitsbevöLkerung zu berücksichtigen.

Die Schalltechnische Untersuchung von LÄRMKONTOR (2009) beurteilt die zu
schützenden Nutzungen im Rahmen der Untersuchung wie Mischgebiete (MI).
Als BeurteilungsgrundLagen werden für Geräuscheinwi'rkungen

durch Gewerbelärm die Immissionsrichtwerte der TA Lärm,

durch Freizeitlärm aus dem Jachthafen wie auch durch Veranstaltungen die
Immissionsrichtwerte der Freizeittärm-Richtlinie Schleswig-Holstein und

durch Verkehrslärm die Orientierungswerte der DIN 18005 sowie die Immis-
sionsgrenzwerte der 16. BImschV

herangezogen.

Bei Luftverunreinigungen sind die Immi'ssionsschutzwerte der 22. BImSchV
einzuhalten.

Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsändemng wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden Planungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Wohnnutzun
In den Sondergebieten SOl bis S06 "Wassersportzentrum" werden mit dem Be-
bauungsplan Nr. 78 als untergeordnete NutzungsmögLichkeit dem Wassersport-
Zentrum dienende Räume für Beherbergung sowie Wohnungen für Aufsichts-
und Bereitschaftspersonen oder für Betriebsleiter und Betriebsinhaber zugeLas-
sen. Im Sondergebiet S07 "HoteL" werden Räume für die Beherbergung von
Gästen ermöglicht.

Eine Beeinträchtigung dieser Wohnnutzungen ist durch die übrigen Ausweisun-
gen des Bebauungsplans nicht zu erkennen, weil im übrigen Büro- und VerwaL-
tungsnutzungen, gastronomische Einrichtungen oder nicht störende gewerbli-
ehe Nutzungen zulässig sind.

Zur Beeinträchtigung dieser Wohnnutzung bzw. wohnähnh'chen Nutzung aus
umgebenden Geräuschquellen wird auf den unten folgenden Punkt "Lärm" ver-
wiesen.

Erholun
Die ErhoLungsfunktion des PLangebietes im Hinblick auf die vorhandene Durch-
wegung des Gebietes und die Nutzbarkeit der Promenaden bleibt erhalten. Die
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Erweiterung des Beherbergungsangebotes durch die Planung eines Hotels wie
auch die Verbesserung der geplanten gastronomischen Angebote kann als posi-
tive Entwicklung des ErhoLungs- und Tourismussektors bewertet werden. Sie
stellen neue, attraktive Anziehungspunkte für ErhoLungssuchende dar.

Lärm
Die Schaffung der geplanten MaritimhaLLe und des Hotels im PLangebiet und die
damit beabsichtigte Attraktivierung des Hafenumfeldes werden eine geringfügi-
ge Erhöhung des Verkehrsaufkommens im Gebiet zur Folge haben. Die Erschh'e-
ßung erfolgt dabei wie bisher über die Straße Am Jachthafen. Der Besucherver-
kehr des Hotels wird dabei voraussichtlich auf dem westlich gelegenen
Parkplatz durch Ablösung untergebracht und betrifft dadurch die anderen Bau-
gebiete im Plangebiet kaum. Durch den Bau der Maritim halle wird gegebenen-
falls ein Teil des SteltpLatzverkehrs des Jachthafens wegfallen. Eine relevante
Erhöhung der SchaLlimmissionen aus Verkehr innerhalb des PLangebietes ist
insgesamt nicht zu erwarten.

Die geplante HoteLnutzung wie auch die geplante, untergeordnete Wohnnut-
zung auf der Hafenspi'tze wird im Hinblick auf mögliche Beeinträchtigungen
durch Lärmimmi'ssionen aus der Umgebung in der SchaLLtechnischen Untersu-
chung von LÄRMKONTOR (2009) betrachtet. Die Ergebnisse zeigen, dass es vor
allem" durch den Jachthafen (FaLLenkLappern) sowie durch die Veranstaltungen
im Hafenbereich und auf dem Kapi tän-Wi'lli-Freter-PLatz (Musik- und ZeLtveran-

staLtungen) zu schaLLtechnischen Konflikten an dem geplanten Hotel bzw. den
geplanten Wohnungen oder den dem Wassersportzentrum dienenden Räumen für
Beherbergung kommt und damit erhebliche Auswirkungen auf das Leben, die
Gesundheit und das Wohlbefinden von Menschen durch Lärmimmissionen er-
kennbar sind.

Luftverunreini un en
Erhebliche Auswirkungen auf das Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden
von Menschen durch eine Zunahme von Luftverunreinigungen sind nicht er-
kennbar.

Gerüche Erschütterun en Strahlun
Erhebliche Auswirkungen auf das Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden
von Menschen durch Gerüche, Erschütterungen oder Strahlung, bspw. elektro-
magnetische Felder sind nicht erkennbar.

Abfall Abwasser
Der Bebauungsplan bereitet das Anfallen weiterer Abfälle und Abwässer durch
die Baugebietsausweisungen vor. Die ordnungsgemäße Behandlung und Entsor-
gung (Müllabfuhr; Anschluss an die zentrale Schmutzwasserkanalisation; An-
schluss an die zentrale Kläranlage Lütjenbrode) ist möglich.

Erhebliche Auswirkungen auf das Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden
von Menschen sind nicht erkennbar.

Energie

Die Planung bereitet Energiebedarf für weitere Bebauung vor, deren Abdeckung
im Rahmen" gesetzlicher Vorgaben und technischer Regelungen erfolgt. Damit
sind keine relevanten Erhöhungen von Schadstoffemissionen und erheblichen
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Auswirkungen auf das Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden von Men-
sehen erkennbar.

Vermei'dun s- Minderun s- und Aus leichsmaßnahmen

Auf die LärmschutzkonfLikte, die mit der geplanten Nutzungserweiterung im
PLangebiet verbunden sind, und die Anforderung, diese zu vermeiden und zu
verringern, reagiert der Bebauungsplan gemäß den gutachterlichen Empfehlun-
gen von LÄRMKONTOR (2009) wie folgt:

Eine KonfLiktLösung über aktive SchaLLschutzmaßnahmen (z. B. Wände oder
WäLLe) ist aufgrund der Lokalen Gegebenheiten nicht realisierbar.

Für die Planung wird stattdessen auf eine Realisierung der Schutzansprüche
durch passive Schallschutzmaßnahmen abgestellt. Bei dieser Herangehens-
weise an die Konfliktlösung wird auch in besonderem Maße die beim ge-
planten Hotel sehr hohe Attraktivität und Lagegunst am vorgesehenen
Standort gewichtet. Weiterhin wird so berücksichtigt, dass die geplanten
Gebäude vorwiegend dem temporären Aufenthalt dienen und davon ausge-
gangen werden kann, dass Gäste des Hotels bzw. des Wassersportzentrums
sich aufgrund des maritimen Ambientes der Umgebung für eine Unterkunft
an diesem Ort entscheiden. Zudem ist anzunehmen, dass ein Teil der Ho-
telgäste gerade wegen einer der Veranstaltungen im Umfeld der Hafenspit-
ze einbucht und damit den von den Veranstaltungen ausgehenden Ge-
räuschquelten nicht so negativ gegenübersteht.

Die durch die Veranstaltungen verursachten Geräuschauswirkungen auf die
geplanten Gebäudenutzungen sollen möglichst so reduziert werden, dass
ein konfliktfreies Nebeneinander möglich ist.

Dies ist dadurch zu erreichen, dass ergänzend zu den Festsetzungen im
Bebauungsplan für die VeranstaLtungsfLäche im Hafen bzw. auf dem Kapi-
tän-Willi-Freter-PLatz die Anzahl der Großveranstaltungen auf "seltene Er-
eignisse" im Sinne der FreizeitLärm-RichtLinie (an nicht mehr als 10 Tagen
sowie nicht mehr als an zwei aufeinander folgenden Wochenenden) redu-
ziert werden. Zudem sind den Veranstaltern einzuhaltende Immissi'ons-
richtwerte für seltene Ereignisse von 65 dB(A) tags (innerhalb der Ruhezei-
ten) und 55 dB(A) nachts an den geplanten Hotel- bzw. Wohngebäuden
aufzugeben.

Für nicht seltene Ereignisse sind Immissionsrichtwerte von 60 dB(A) an
Werktagen außerhalb der Ruhezeiten, 55 dß(A) an Werktagen innerhalb der
Ruhezeiten (nach 20 Uhr) bzw. an Sonn- und Feiertagen und 45 dB(A)
nachts vorzugeben.

Maßnahmen an den Geräusch-QuelLen werden durch die oben skizzierten
Beschränkungen bei den Freizeitveranstaltungen weitestgehend ausge-
schöpft.

Die Sicherstellung eines ausreichenden passiven Schallschutzes an Schlaf-
und Kinderzimmern soll durch bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fen-
stern, Außenwänden und Dächern der Gebäude nach DIN 4109 "SchaLL-
schütz im Städtebau" realisiert werden. Schlaf- und Kinderzimmer sind da-
bei mit den Anforderungen der DIN 4109 entsprechenden
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SchaLLschutzfenstern und schalLgedämmten Lüftungsei'nrichtungen zu ver-
sehen.

Die Bestimmung der Lärmpegelbereiche und damit auch der erforderlichen
SchaLLdämm-Maße der Fenster der geplanten Gebäude erfolgt gemäß den
Regelungen der DIN 4109 auf der Basis der für den Zeitraum Tag (6-22
Uhr) berechneten maßgeblichen AußenLärmpegel an den schutzbedürftigen
Fassaden. Die DIN 4109 unterstellt hierbei, dass die Geräuschauswirkungen
in der Nacht um etwa 10 dB(A) unterhalb der am Tag Liegen. Ist die Diffe-
renz (wie im vorliegenden Fall) geringer, so können die berechneten erfor-
derh'chen Schalldämm-Maße unter Umständen einen ungestörten Nacht-
schlaf nicht uneingeschränkt gewährleisten (vgl. Entwurf der VDI 4109
'neu'). Im vorliegenden Fall sind die BeurteilungspegeL im Tag- und Nacht-
Zeitraum im Wesentlichen gleich hoch, so dass empfohlen wird, den aus
den nächtlichen Schallimmissionen abgeleiteten Lärmpegelbereich um 10
dB(A) zu erhöhen.

Die schaLLtechnischen Berechungen zeigen,
AußenLärmpegeL (TagpegeL) an den

dass der maßgebliche

zum Jachthafen ausgerichteten Fassaden bis zu 58 dB(A) beträgt,

zum Kapi'tän-Willi-Freter-PLatz ausgerichteten HoteLfassaden durch

Veranstaltungen bis zu 66 dB(A) beträgt,

nach Westen ausgerichteten Hotelfassaden bis zu 60 dB(A) durch den
Verkehr2 beträgt,

zum Hafenbecken ausgerichteten Fassaden bis zu 59 dß(A) durch das
Hafenfest beträgt.

Im Sinne einer vereinheitlichten Herangehensweise wird von einem maxi-
malen maßgeblichen Außenlärmpegel von 60 dß(A) ausgegangen und da-
mit von einem LärmpegeLbereich II. Zur SichersteLLung einer ungestörten
Nachtruhe in Schlafräumen wird - wie oben beschrieben - , der maßgebli-
ehe AußenlärmpegeL um 10 dB(A) auf 70 dB(A) erhöht. Damit ergibt sich
Lärmpegelbereich IV.

Die Umsetzung der passiven SchaLLschutzmaßnahmen regelt eine detaillier-
te Festsetzung im Bebauungsplan.

3. 2.8 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter

Beschreibung und Bewertung des Bestandes
Unter Kultur- und sonstigen Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte
von geseLLschaftlicher Bedeutung als architektonisch wertvoLLe Bauten oder
archäologische Schätze darsteLLen und deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben
eingeschränkt werden könnte. Derartige Objekte sind im PLangebiet und der
näheren Umgebung nicht vorhanden.

Gemäß DIN 4109 sind den BeurteiLungspegel für Verkehr 3 dB(A) hinzuzuaddieren.
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Grundlagen
Landschaftsplan (Hess 1992), FLächennutzungsplan (1995), Gestaltungssatzung
der Stadt Heiligenhafen (1990).

Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken
Keine.

Ziele des Umweltschutzes

Grundsätzlich sollen durch die Planung keine Kultur- und Sachgüter beeinträch-
tigt oder beschädigt werden.

Im vorliegenden Bebauungsplan sollen sich die baulichen Anlagen baugestalte-
risch in den Hafenberei'ch einfügen und sich an den architektonischen Vorgaben
aus dem Umfeld orientieren.

Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung
Eine Nutzungsänderung wäre aufgrund der beschränkten Genehmigungsfähigkeit
von Bauvorhaben aus dem bisher geltenden Planungsrecht heraus nicht zu er-
warten. Es sind keine Veränderungen zu erwarten.

Entwicklungsprognose und Bewertung bei Durchführung der Planung
Mit dem Neubau des Hotels am Hafen und der MaritimhaLLe sowie der zu erwar-

tenden Neugestaltung der zugehörigen NebenfLächen sowie einer einheitlich
zulässigen zweigeschossigen Bebauung sind positive Auswirkungen auf das
Orts- und Landschaftsbild zu erwarten, die im Zusammenhang mit der neuge-
stalteten Promenade entlang des Kommunalhafens eine Aufwertung des gesam-
ten Hafenbereichs bedeuten.

Vermeidungs-, Minderungs- und Ausglei'chsmaßnahmen
Der Bebauungsplan berücksichtigt die oben genannten UmweltzieLe zu den KuL-
tur- und Sachgütern, hier in erster Linie zum OrtsbiLd durch die Uberplanung
bereits vorhandener versiegelter und bebauter Flächen.

Um negativen Umweltauswirkungen, die mit der geplanten Veränderung des
OrtsbiLdes auf Kultur- und Sachgüter verbunden sind, und die Anforderung,
diese zu vermeiden, zu verringern bzw. zu kompensieren, reagiert der Bebau-
ungsplan mit Regelungen zur HöhenentwickLung der Bebauung und baugestalte-
rischen Vorgaben.

Im Einzelnen werden folgende Regelungen zu Vermeidung und Minderung ge-
troffen:

Höhenbegrenzung der Baukörper.

Begrenzung der Flächen für SteLLpLätze und Nebenanlagen und damit Erhalt
von Grundstücksfreiflächen.

Festlegung von Dach- und Fassadengestattung.

Begrenzung von Werbeanlagen.
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3. 2.9 Wechselwirkungen

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen
sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. Dabei sind Wechselwirkungen zwi-
sehen den Schutzgütern sowie Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und
komplexe Wirkungszusammenhänge unter den Schutzgütern zu betrachten. Die
aus methodischen Gründen auf Teilsegmente des Naturhaushalts, die sogenann-
ten Schutzgüter, bezogenen Auswirkungen betreffen also ein stark vernetztes
komplexes Wirkungsgefüge.

Auf Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Schutzgütern wurde in den
vorangegangenen Kapiteln bereits eingegangen. Deren erheblich umweLtrele-
vante Auswirkungen wurden in den schutzgutbezogenen Einschätzungen mitbe-
rückskhtigt und entsprechend dargestellt und bewertet. Im PLangebiet führt die
Überbauung von Boden zu einem Verlust der Funktionen dieser Böden, wozu
bspw. auch die Speicherung von Niederschlagswasser oder die Lebensraumfunk-
tion für Pflanzen und Tiere zählt. Eine Verstärkung der erheblichen Umweltaus-
Wirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen ist allerdings
nicht zu erwarten.

3.3 Eingriffsregelung

3. 3. 1 Ermittlung und Bewertung der Beeinträchtigungen von Natur und
Landschaft aufgrund der Planung

Eine Beeinträchtigung von Natur und Landschaft Liegt vor, wenn durch die Pla-
nung ein oder mehrere Schutzgüter erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt
werden können.

Gemäß dem Gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeri-
ums für Umwelt, Natur und Forsten (1998) führen Vorhaben, bei denen Boden
versiegelt werden soll, regeLmäßig zu erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigungen.

Im Bereich von Flächen mit aLLgemeiner Bedeutung für den Naturschutz werden
durch Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen regelmäßig
die Schutzgüter Boden, Wasser und Landschaftsbild beeinträchtigt. Arten und
Lebensgemeinschaften werden beeinträchtigt, wenn die Flächen zusammen mit
angrenzenden Landschaftsteilen und -bestandteilen einen Lebensraum bilden
oder von besonderer Bedeutung für Rote-Liste-Arten sind.

Ferner beeinträchtigen Baumaßnahmen regelmäßig das LandschaftsbiLd.

Der Bebauungsplan Nr. 78 "Hafenspitze" bereitet durch die getroffenen Festset-
zungen in begrenztem Maße eine höhere Ausnutzung bereits vorhandener Bau-
gebiete vor.

Ein Vergleich der Grundstücksausnutzungen von Bestand und Planung liefern
die Tabellen l (vgl. S. 8) und 2 (vgt. S. 37).

Der Vergleich der Planung mit der heute bereits vorliegenden Nutzung zeigt,
dass der Anteil bebauter und versiegelter Flächen im Gesamtgebiet um 915 qm
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(ca. 5%) zunimmt. Berücksichtigt man, dass die BaugebietsfestLegungen zur
GRZ und Ausnutzung der Grundstücke für NebenanLagen für die Sondergebiete
503, S04, S05 und S06 Lediglich Rundungszugaben in Größenordnungen von 10
bis 70 qm zur bestehenden Ausnutzung darstellen und im Falle des Sonderge-
bietes S02 bereits heute eine vollständige Grundstücksausnutzung besteht,
verbleiben Lediglich für die Sondergebiete SOl und S07 erhebliche Eingriffe in
das Schutzgut Boden. Diese Neuversiegelung beträgt zusammen 800 qm.

Die Rabatten und GehöLzflächen im Bestand sind als Biotope mit aLLgemeiner
Bedeutung für den Naturschutz anzusprechen. Gemäß RunderLass soLL darauf
geachtet werden, dass AusgLeichsmaßnahmen für die Schutzgüter "Boden",
"Wasser" oder "Landschaftsbild" auch positive Effekte für das Schutzgut "Arten
und Lebensgemeinschaften" haben.

Die durch die Planung von Fällung betroffenen geschützten Bäume werden nicht
im Rahmen der EingriffsregeLung ermittelt. Der erforderliche Ausgleich wird
gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Heiligenhafen im nachgeordneten
Genehmigungsverfahren festgesetzt und ist dann nachzuweisen.

Insgesamt stellt die Planung im Rahmen der zulässigen NeuversiegLung einen
erheblichen Eingriff in das Schutzgut "Boden" dar.

Im Hinblick auf die Schutzgüter "Wasser" sowie "Klima und Luft" sind keine
erheblichen oder nachhaltigen Veränderungen durch die Planung zu erwarten.

Die Verringerung und angestrebte Umwandlung von Vegetationsstrukturen wird
keinen erheblichen Eingriff in das Schutzgut "Arten und Lebensgemeinschaften"
verursachen, weil davon ausschließlich Flächen betroffen sind, die nur eine
allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften ha-
ben und diese Flächen nicht im Zusammenhang mit angrenzenden Landschafts-
teilen von besonderer Bedeutung stehen.

Für das Schutzgut "Landschaftsbild" ergibt sich aufgrund der neu geplanten
Baulichkeiten im Plangebiet eine erhebliche und nachhaLtige Veränderung, die
jedoch aufgrund der architektonischen und städtebaulichen Aufwertung des
Gebietes durch die geplante Neubebauung und der getroffenen baugestalteri-
sehen Festsetzungen eine Neugestaltung darstellt und damit den Eingriff unmit-
telbar ausgleicht.

3. 3. 2 Vermeidung und Mimmierung von Beeinträchtigungen

Zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen sind folgende Maßnahmen vor-
gesehen:

Ausweisung von engen Baugrenzen mit Festlegung der maximal zulässigen
GrundfLächenzahLen (GRZ) für die erforderlichen Baukörper sowie Begren-
zung der Nebenanlagen durch Festlegung der maximal zuLässigen Gesamt-
Versiegelung der Grundstücke.

Größtenteils Anordnung der Baugrenzen in heute bereits versiegelten Be-
reichen. Dadurch werden Eingriffe in den Boden minimiert.
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Festlegungen zur Höhe der Baukörper und zur ortstypischen Gestaltung der
baulichen Anlagen. Dadurch werden Eingriffe in das Orts- und Landschafts-
bild vermieden.

Für das Schutzgut "Boden" verbleibt auch nach Umsetzung der oben genannten
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen ein erheblicher Eingriff im Rahmen
der beschriebenen zulässigen NeuversiegLung in den Sondergebieten S01 und
S07.

3. 3.3 Ausgleichsmaßnahmen

Nach dem Gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeri-
ums für Umwelt, Natur und Forsten (1998) richten sich Art und Umfang der
AusgLeichsmaßnahmen nach den Bedingungen des EinzelfaLLs. Je mehr es im
PLanungsprozess gelingt, Beeinträchtigungen zu vermeiden, desto geringer ist
der Kompensationsbedarf. Dabei können Kompensationsmaßnahmen auch Dop-
pelcharakter haben: Eine SchutzpfLanzung kann Z. B. einen Eingriff in den Boden
und den Eingriff in das Landschaftsbild ausgleichen.

Über Vermeidung und Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und
Landschaft hat die Gemeinde in der Regel nach § la Abs. 3 BauGB eigenverant-
wörtlich im Rahmen der Abwägung zu entscheiden. Der oben genannte Erlass
enthält Lediglich Hinweise, wie Eingriffe zu bewerten und der Ausgleich zu er-
mitteln ist. Die genannten VerhäLtm'szahlen stellen Empfehlungen dar, die eine
einheith'che Anwendung in SchLeswig-Holstein ermöglichen sollen. Die Gemei'n-
de ist jedoch nicht an ein standardisiertes Verfahren gebunden.

Der Kompensationsbedarf für die Eingriffe in das Schutzgut "Boden" wird nach
der in Kap. 3. 3. 1 getroffenen Festlegung, dass nur die Eingriffe in den Sonder-
gebieten S01 und S07 als erheblich einzustufen sind und auf der Grundlage des
Gemeinsamen Runderlasses nach folgender Bemessungsgrundlage ermittelt.
Eingriffe in den Boden gelten nach dem oben genannten Runderlass in der Re-
gel als ausgeglichen, wenn

eine entsprechend der Eingriffsfläche gleich große Fläche entsiegelt wird
und hier die entsprechenden Bodenfunktionen wieder hergestellt werden
oder

eine Fläche, mindestens im Verhältnis l : 0, 5 für total versiegelte Flächen
bzw. mindestens im Verhältnis l : 0, 3 für wasserdurchlässige OberfLächen-
beläge, aus der Landwirtschaftlichen Nutzung herausgenommen und Z. B. zu
einem naturbetonten Biotoptyp entwickelt wird.

Die auszugLeichende Neuversiegelung von Boden im PLangebiet belauft sich auf
insgesamt 800 qm.
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Für den zu kompensierenden Eingriffsumfang kann nun mit Hilfe des Aus-
gteichsverhältnisses

l : 0, 5 für vollständig versiegelte Flächen (800 qm x 0, 5 = 400 qm)

ein Ausgleichs-FLächenbedarf für das Schutzgut "Boden" von 400 qm ermittelt
werden.

Dieser flächenhafte Ausgleich soll außerhalb des Geltungsbereiches auf einer
OkokontofLäche der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein erfolgen. Es be-
steht ein Anc|ebot, das Ausglei'chserforderms innerhalb der Ökokontofläche
Beckmissen (OK-39) umzusetzen. Für diesen Ftächenpool ist die Extensivierung
von Intensivgrünland in artenreiches Grünland vorgesehen. Die Okokontorege-
lung erfolgt in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde.

Die Absicherung der Ausgleichsmaßnahme erfolgt über eine vertragliche Bin-
düng zwischen der Stiftung Naturschutz SchLeswig-Holstein und den HeiLigenha-
fener Verkehrsbetrieben als Grundstückseigentümer.

Durch Zuordnungsfestsetzung wird festgelegt, dass die Kosten für die Aus-
gleichsmaßnahmen auf die Sondergebiete SOl und S07 verteilt werden. Dies
geschieht anteilig im Verhältnis zu den ermittelten Eingriffen wie folgt:

S01
S07

zu 55 % und
zu 45 %.

Den Sondergebieten S02, 503, S04, S05 und 506 wird kein Kostenanteil zuge-
ordnet, weil für diese Grundstücke im Vergleich der Bestands-Situation zur pla-
nungsrechtLichen Ausweisung Lediglich geringfügige zusätzliche Ausnutzungs-
möglichkeiten der Grundfläche festgesetzt werden, die auf Rundungen in der
Ausweisung der zulässigen GRZ zurückzuführen sind und keine erheblichen Ein-
griffe darstellen.

3. 3. 4 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz

In den Kapiteln 3. 3. 1 bis 3. 3. 3 wurden die grundsätzlichen Ausglei'chserforder-
nisse für die mit der Planung verbundenen Eingriffe ermittelt. Die geplanten
AusgLeichsmaßnahmen sollen so beschaffen sein, dass nach dem Eingriff keine
erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des NaturhaushaLts und des
LandschaftsbiLdes zurückbleiben.

Der ermittelte Ausgleichsbedarf für das Schutzgut "Boden" soll durch eine ex-
terne Ökokontofläche über die Stiftung Naturschutz SchLeswig-HoLstein nachge-
wiesen werden.
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Tabelle 5: Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich

Eingriff in das Schutzgut
Boden

Bodenversiegelung

Ausgleichsbedarf

Aufgabe der intensiven
landwirtschaftlichen Nut-
zung und Entwicklung na-
turnaher Lebensräume

Gesamtfläche: 400 qm

Differenz erbrachter - erforderlicher Ausgleich

Wasser
Anfall von Niederschlags- Erlassgemäße Behandlung
wasser des NiederschLagswassers

Differenz erbrachter - erforderlicher Ausgleich

Landschaftsbild

Veränderung des Land-
schaftsbiLdes

Neugestaltung des Pla-
nungsgebietes unter Be-
rücksichtigung des vorhan-
denen OrtsbiLdes

Differenz erbrachter - erforderlicher Ausgleich

Erbrachter Ausgleich

ÖK-39 Beckmissen
Umwandlung von Intensiv-
grünland in mesophiles,
artenreiches Grünland

Gesamtfläche: 400 qm

+/- 0 qm

Hinweis auf Vorgaben nach
WHG und LWG zur entspre-
chenden Behandlung im
Geltungsbereich des B-PLans
Nr. 78

+/- 0 funktional erbracht

Festsetzung zur Begrenzung
des Maßes der baulichen
Nutzung, zur Höhe der
baulichen Anlagen, Bauge-
stalterische Festsetzungen

+/- 0 funktional erbracht

In der Gesamtwürdigung von dargestelltem Eingriff und Ausgleich erscheinen
die aufgeführten Minderungsmaßnahmen sowie die vorgeschlagenen externen
AusgLeichsmaßnahmen in ihrem Gesamtumfang als angemessen und erforder-
lich, so dass zusammenfassend der Ausgleich im Sinne der EingriffsregeLung als
erbracht anzusehen ist.

3. 4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Anderweitige PLanungsmögLichkeiten sind vor dem Hintergrund der Ziele und
des räumlichen Geltungsbereiches des Bauleitplans zu betrachten. Entsprechend
werden ALternativen zum Standort auf der Ebene des Flächennutzungsplanes
diskutiert, während auf der Ebene des Bebauungsplanes anderweitige PLa-
nungsmöglichkeiten innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans erör-
tert werden.

Standort
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze" geht es in größe-
ren Teilen um den Erhalt und die Sicherung derzeitiger Nutzungen, sowie die
Aufstockung einzelner Bestandsgebäude. Weiterhin soll eine bauliche Neuord-
nung und Ergänzung durch eine Maritimhatle und ein HoteL am Hafen erfolgen.

Im Rahmen der 27. Änderung des FLächennutzungsplans wurden verschiedene
Flächen für die Ausweisung touristischer Sondergebiete, u. a. für Angebote im
Hotelberekh diskutiert. Strukturpoli'tisches Ziel der Stadt Heiligenhafen ist
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dabei eine Stärkung der Altstadt und des Hafens mit den dort vorhandenen
Angeboten zu erreichen. Als geeigneter Standort für ein Stadthotel wurde dabei
der jetzt verfolgte Standort in unmittelbarer Hafenlage herausgearbeitet. Zu
dem Standort besteht vor dem Hintergrund der Lagekriterien und der FLächen-
Verfügbarkeit keine Alternative.

Planinhalt
Das städtebauliche Konzept orientiert sich in weiten Teilen am Bestand, der
durch die bestehende Erschließungsstraße Am Jachthafen und die vorhandenen
Gebäude vorgegeben ist.

Für die geplante MaritimhalLe werden hierfür StelLpLatzfLächen, die derzeit dem
Jachthafen zugeordnet sind, überplant.

Im Bereich des bisher unternutzten Areals der Fischerhütten wird unter Hinzu-
ziehen benachbarter Flächen der Standort für ein Hotel am Hafen ausgewiesen.

Die Baukörperausweisungen verlaufen paraLLeL zu den Promenadenflächen und
unterstützen dadurch die RaumbiLdung zu den beiden Hafenanlagen. Aufgrund
der Berücksichtigung der Bestandsgebäude, der bestehenden Grundstücksver-
häLtnisse und der Zi'elsteLLung zur Nachverdichtung dieses Bereiches gibt es nur
kaum Alternativen zu der getroffenen Ausweisung.

Die Hafenspitze als eine Fläche, die bisher ihre touristische Attraktivität vor
allem aus den angrenzenden Häfen bezogen hat, soll durch die geplanten bauLi-
chen Entwicklungen und die neuen Angebote selber zum Anziehungspunkt wer-
den. Dabei wird angestrebt, das Hafenambiente im Ortsbi'Ld zu sichern und zu
stärken.

Diese Ziele können mit der Umsetzung des Bebauungsplans Nr. 78 Hafenspitze
erreicht werden.

3.5 Zusätzliche Angaben

3.5. 1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung

Methodische Grundlagen für den UmweLtbericht sind neben der Auswertung
vorhandener Unterlagen wie LandschaftspLan und LandschaftsrahmenpLan, Orts-
begehungen auch das Heranziehen von zum PLangebi'et bzw. für das Umfeld
erstellten Fachgutachten. Bei den jeweiligen Schutzgütern werden hierzu die
entsprechenden Angaben gemacht.

Ortsbegehungen im Zusammenhang mit der Erarbeitung der Umweltprüfung
in den Jahren 2007 bis 2009.

Standard-Datenbögen zu den FFH- und VogeLschutzgebieten, herausgege-
benen im Internet vom Landesamt für Natur und Umwelt SchLeswig-
Holstein (besucht 2008).

Gutachten zur Bestandserfassung und Bewertung der Biotope, Vögel, FLo-
ra/Vegetation zur 27. Änderung des FLächennutzungsplans der Stadt HeiLi-
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genhafen durch das Büro für ökologische Studien, Dr. Norbert Brielmann
(2006).

Beurteilung der Verträglichkeit des Vorhabens "27. Änderung des FLächen-
nutzungsplans der Stadt Heiligenhafen" mit den ErhaLtungs- und Schutz^
zielen der Europäischen Schutzgebiete: SPA "Östliche Kieler Bucht" (DE
1530-491), SAG "Meeresgebiet der östlichen Kieler Bucht" (DE 1631-392),
SAG "KüstenLandschaft Nordseite der Wagrischen HalbinseL" (DE 1631-393)
(FFH-Verträgh'chkeitsstudie) durch das Büro für ökologische Studien, Dr.
Norbert Brielmann (2008).

Gutachten zur Seebrücke HeiLigenhafen, Bestandserfassung und Bewertung
der Zug- und RastvögeL im Winter/Frühjahr 2008 sowie im Herbst/Winter
2009 durch das Büro für ökologische Studien, Dr. Norbert Brielmann
(2009).

Ausgrenzung gesetzlich geschützter Biotope, Landesamt für Natur und
Umwelt lt. Schreiben vom 14.02.2008 (2008).

ErLäuterungsbericht und Begründung zur 27. Änderung des FLächennut-
zungsplans der Stadt Heiligenhafen durch Seebauer, Wefers und Partner
(2008).

Schalltechm'schen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 78 "Hafenspitze"
in Heiligenhafen durch das Gutachterbüro Lärmkontor (2009).

3. 5.2 Hinweise zu Schwierigkeiten

Hinweise zu Schwien'gkeiten bei der Zusammenstellung der umweltrelevanten
Angaben werden im Zusammenhang mit den jeweiligen, betrachteten Schutzgü-
tern gegeben.

3. 5.3 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung

Nach § 4c Satz l BauGB muss die Gemeinde im Rahmen des "Monitorings" die
vorhergesehenen erheblichen nachteiligen Auswirkungen der Planung überwa-
chen bzw. im Rahmen der Überwachung auch die entsprechenden unvorherge-
sehenen Auswirkungen ermitteln, um so in der Lage zu sein, ggf. geeignete
Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.

Zur Überwachung der vorhergesehenen erheblichen nachteiligen Auswirkungen
der Planung sind nach derzeitigem PLanungsstand folgende Uberwachungsmaß-
nahmen geeignet:

0 Regelmäßige Überwachung in kurzfristigen Abständen der baubedingten
negativen Auswirkungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans während
der Bauausführung bis zur FertigsteLLung.

D Regelmäßige Überwachung der anläge- und betriebsbedingten negativen
Auswirkungen im Geltungsbereich in mitteLfristigen Abständen.
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0 VeranstaLtungsbezogene Überwachung und AuflagenregeLung der betriebs-
bedingten negativen Auswirkungen auf den Geltungsbereich.

0 Die Überwachung erfolgt unter besonderer Berücksichtigung folgender
Projektwirkungen bzw. Schutzgüter:

Ordnungsgemäßer Rückbau und Deponierung der Materialien aus dem
Abriss vorhandener Gebäude und Baulichkeiten,

Kontrolle der zulässigen BodenversiegeLung,

Einhaltung der Auflagen zum Hochwasserschutz,

Schutz von BrutvögeLn sowie Zug- und Rastvögeln

Schutz und Erhalt von geschützten Bäumen,

Kontrolle möglicher Lärmi'mmissi'onen,

Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen.

O Gezielte Überprüfung bau-, anläge- und betriebsbedingter negativer Aus-
Wirkungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans bei entsprechenden
Hinweisen bspw. aus der Bevölkerung.

Die Überwachung der erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen Umweltaus-
Wirkungen infolge der Planrealisierung erfolgt im Rahmen von fachgesetzh'chen
Verpflichtungen zur UmweLtüberwachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmis-
sionsschutz- (Luftqualität, Lärm), Bundesbodenschutz- (ALtlasten), Bundesna-
turschutzgesetz (UmweLtbeobachtung) sowie ggf. weiterer Regelungen.

Gemäß § 4 Abs. 3 BauGB unterrichten die Behörden die Gemeinde, sofern nach
den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung des Bebauungsplans
erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die
Umwelt hat. In Ergänzung hierzu fragt die Gemeinde einmal im Jahr bei den
Fachbehörden kenntlich gewordene, unvorhergesehene erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen zum Geltungsbereich der BauLeitpLanung ab.

3. 6 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Das Plangebiet umfasst die Flächen zwischen dem KommunaLhafen und dem
Jachthafen, die durch die hafenbezogenen Gebäude der Hafenverwaltung, der
Wasserschutzpolizei, des Zolls sowie durch Büros von Charterfirmen geprägt
sind. Weiterhin sind einige gastronomische Einrichtungen vorhanden. Größere
FLächenanteiLe im PLangebiet sind als dem Jachthafen zugeordnete SteLLpLätze
genutzt. Weiterhin ist ein Areal mit Fischerhütten vorhanden, wo die Nebener-
werbs- und Hobbyfischer ihre Gerätschaften aufbewahren.

Die Stadt Heiligenhafen beabsichtigt eine Neuordnung bzw. Neuausrichtung der
städtebaulichen GesamtentwickLung des HafenumfeLdes zu einem touristischen
Schwerpunktberei'ch unter dem Stichwort Wassersportzentrum HeiLigenhafen .
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Der Bereich der "Hafenspitze" soll hierfür nach verdichtet und durch weitere
Angebote ergänzt werden.

Neben den bereits vorhandenen Büros der Hafen Verwaltung wie auch der Char-
terfirmen, sollen durch den Bau einer Maritimhalle am Jachthafen Ausstellungs-
und Verkaufsflächen für SegeLboote und Zubehör entstehen.

Im Bereich des bisher unternutzten Areals der Fischerhütten wird unter Hinzu-
ziehen benachbarter Flächen der Standort für ein Hotel am Hafen ausgewiesen.

Die vorgesehenen Nutzungsänderungen bewirken, wegen der bereits im Bestand
zu 89% versiegelten Flächen, nur eine geringfügige Zunahme von Eingriffen im
Hinblick auf die Versiegelung von Boden und die Beeinträchtigung oder Inan-
spruchnahme von Biotopen. Das Orts- und LandschaftsbiLd wird sich durch die
geplante Weiterentwicklung und bauliche Ergänzung positiv verändern.

Europäische Schutzgebiete und ihre maßgeblichen Bestandteile werden durch
die Planung nicht beeinträchtigt.

Der flächenhafte AusgLekhsbedarf für die BodenversiegeLung, der nicht inner-
halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 78 "Hafenspitze" abgedeckt
werden kann, soll über eine Ökokontofläche der Stiftung Naturschutz Schteswi'g-
Holstein durch vertragliche Regelung abgesichert werden.

Die ggf. durch die Planung von Fällung betroffenen, geschützten Bäume werden
gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt HeiLigenhafen im nachgeordneten
Genehmigungsverfahren ausgeglichen.
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4. Durchführung des Bebauungsplans

4. 1 Bodenordnung

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.

4.2 Haushaltsrechtliche Auswirkungen, Kosten und Finanzierung

Die Kosten für ggf. erforderliche AnschLuss- oder Vertegungsarbeiten zur Er-
Schließung sind vom jeweiligen Vorhabensträger zu tragen. Die Kosten für Aus-
gLeichsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft sind tragen die Heili-
genhafener Verkehrsbetriebe GmbH & Co. KG.

4. 3 Durchführung

Der erforderliche Ausgleich außerhalb des Geltungsbereiches soll über eine Oko-
kontofläche der Stiftung Naturschutz Schleswig-HoLstei'n erfolgen. Die Sicher-
Stellung der notwendigen Pflege und Unterhaltung der Maßnahmenflächen im
angestrebten EntwickLungssinn erfolgt durch die Stiftung Naturschutz und wird
durch den AbschLuss eines Vertrages geregelt. Die erforderlichen vertraglichen
Regelungen werden im weiteren Verfahren präzisiert.
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5. Flächenbilanz

FLächennutzung

Bauflächen

SO l

SO 2

503

SO 4

505

SO 6

SO 7

SO "Sportboothafen"
SO "Hafen"

Verke h rsf lachen

StraßenverkehrsfLäche

Summe

Flächengröße in qm in %

15.320 86,2 %

2.950 16, 6 %

925 5, 2 %

1.110 6, 2 %

220 1, 2 %

885 5, 0 %

1.150 6, 5 %

3.445 19,4 %

2.035 11, 5 %

2. 600 14, 6 %

2.450 13,8 %

2.450 13,8 %

17. 770 100 %
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6. Verfahren

6. 1 Förmliches Verfahren

Zusammen mit dem BeschLuss über die 27. Änderung des FLächennutzungsplans
hat die Stadtvertretung der Stadt HeiLigenhafen in ihrer Sitzung am 29.06.2006
beschlossen, dass für diejenigen Bauvorhaben, die kurzfristig realisiert werden
sollen, Bebauungspläne aufgestellt werden können (§ 2 Abs. l Satz l BauGB).

Die ortsübliche Bekanntmachung des AufstellungsbeschLusses erfolgte am
26. 11. 2007 (§ 2 Abs. l Satz 2 BauGB).

Mit Schreiben vom 28. 11. 2007 wurde die Planung der 9. Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 12 der Stadt HeiLigenhafen gemäß § 16 Landesplanungsgesetz
dem zuständigen Innenministerium angezeigt.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 04. 12. 2007
bis zum 18. 12.2007 statt. Hierzu konnten Anregungen und Bedenken abgege-
ben werden (§ 3 Abs. l Satz l BauGB).

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berührt werden kann, sind mit Schreiben vom 29. 11.2007
frühzeitig über die Planung unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf
den erforderlichen Umfang und Detaitlierungsgrad der Umweltprüfung aufgefor-
dert worden. Die Abgabe einer Stellungnahme sollte bis zum 15. 01. 2008 erfol-
gen (§ 4 Abs. l Satz l BauGB).

Die Billigung des Entwurfs zum Bebauungsplans Nr. 78 der Stadt Heiligenhafen,
der BeschLuss zur öffentlichen Auslegung und zur Behördenbeteiligung erfolgte
in der Stadtvertretungssi'tzung am 03. 12.2009.

6. 2 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und Behördenbeteiligung

Im Rahmen der frühzeitigen OffentLichkeitsbeteitigung im Dezember 2007 nach
§ 3 Abs. l BauGB wurden keine Stellungnahmen abgegeben

Im Rahmen der frühzeitigen BehördenbeteiLigung im Dezember 2007/ Januar
2008 nach § 4 Abs. l BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffent-
Licher Belange über den Vorentwurf zum Bebauungsplans Nr. 78 der Stadt HeiLi-
genhafen unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. Es wurden 7 Stel-
lungnahmen abgegeben.

6.3 Entwurfsplanung

Nach der Durchführung der frühzeitigen Offentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung erfolgte die weitere Bearbeitung des Entwurfs für das Hotel in Form einer
Architektur-VorpLanung.
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6.4 Öffentlichkeitsbeteiligung und Behördenbeteih'gung

Im Rahmen der ÖffenttichkeitsbeteiLigung im Dezember 2009/Januar 2010 nach
§ 3 Abs. 2 BauGB wurden keine Stellungnahmen abgegeben.

Im Rahmen der Behördenbetei'ligung im Dezember 2009/Januar 2010 nach § 4
Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
über den Entwurf des Bebauungsplans Nr 78 der Stadt HeiLigenhafen unterrich-
tet und zur Stellungnahme aufgefordert. Es wurden 7 Stellungnahmen abgege-
ben.

Aufgrund der eingegangenen Anregungen, Bedenken und Hinweise wurde die
Höhe der MaritimhaLLe im Sondergebiet SOl von 17, 5 m üNHN auf 12, 5 m ÜNHN
reduziert. Da durch diese Änderung die Grundzüge der Planung nicht berührt
waren wurde die erneute Einholung der Stellungnahmen zum Bebauungsplan
gemäß § 4a Abs. 3 BauGB auf die von der Änderung betroffene Öffentlichkeit
sowie die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange be-
schränkt, die Abgabe von Stellungnahmen auf den geänderten Teil eingegrenzt
und die Dauer der Auslegung und Frist zur Stellungnahme angemessen verkürzt.
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7. Beschluss über die Begründung

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Stadtvertretung Heiligenhafen am

HeiLigenhafen, den ... 6,..MaJ...??? Sieget
X-^^C o- -

Unterschrift
(Müller)

- Bürgermeister
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9. 1 Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 78 "Hafen-
spitze" in Heiligenhafen (Lärmkontor, 2009)
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